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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie

des Ministeriums fiir Lindliche Entwicklung,

Umwelt und Landwirtschaft

iiber die Gewihrung von Zuwendungen

fiir die Forderung der lindlichen Entwicklung

Teil I

1.1

1.2

1.3

im Rahmen von LEADER

Vom 18. Juli 2017

Allgemeine Regelungen
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land gewihrt auf der Grundlage der Artikel 42
bis 44 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Euro-
pédischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 iiber die Forderung der landlichen Entwick-
lung durch den Europiischen Landwirtschaftsfonds
fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER)
sowie der Artikel 32 bis 35 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Be-
stimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regio-
nale Entwicklung, den Europidischen Sozialfonds,
den Kohisionsfonds, den Europdischen Landwirt-
schaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums und den Europiischen Meeres- und Fische-
reifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber
den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung,
den Européischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds und den Europiischen Meeres- und Fischerei-
fonds und zur Authebung der Verordnung (EG)
Nr. 1083/2006 des Rates, des Entwicklungspro-
gramms fiir den ldndlichen Raum (EPLR) Branden-
burgs und Berlins 2014 - 2020 (MaBnahmennum-
mern 19.1 bis 19.4) und des Rahmenplans der Ge-
meinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes* (GAK), Forderbereich 1.A
in der jeweils geltenden Fassung sowie nach Mafiga-
be dieser Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwen-
dungen zur Forderung von Vorhaben zur nachhal-
tigen Sicherung und Entwicklung der ldndlichen
Réume als Lebens-, Arbeits-, Erholungs- und Natur-
rdume.

Personen und Funktionsbezeichnungen gelten in die-
ser Richtlinie jeweils in ménnlicher und weiblicher
Form.

Mit dieser Forderung werden Ziele der nachhaltigen
Entwicklung der ldndlichen Gebiete sowie Ziele des
Umweltschutzes und der Erhaltung der Umweltqua-
litét verfolgt. Die zu fordernden Vorhaben sind unter
Beriicksichtigung der Erfordernisse des demogra-
fischen Wandels auf die Verbesserung beziehungs-

1.4

1.5

2.1

2.2

23

24

weise Sicherung der Lebensperspektiven aller dort
lebenden Altersgruppen ausgerichtet. Die Innenent-
wicklung in landlichen Orten wird begiinstigt und
der Flachenverbrauch reduziert. Dariiber hinaus die-
nen sie der Erhaltung des kulturellen Erbes und be-
fordern die interkommunale Zusammenarbeit, unter
anderem im Rahmen des Stadt-Umland-Wettbewer-
bes (SUW).

Vorrangige Ziele sind die Schaffung von Einkom-
mens- und Beschiftigungsmoglichkeiten sowie die
Verbesserung der Attraktivitit und Lebensqualitét in
den lédndlichen Raumen.

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewidhrung der
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die
Bewilligungsbehorde aufgrund ihres pflichtgeméBen
Ermessens im Rahmen der verfiigbaren Haushalts-
mittel.

Gegenstand der Forderung
Regionalmanagement (Teil II A)

Unterstlitzung, Sensibilisierung der lokalen Akteure
(Teil II B)

Nationale und transnationale Kooperationen lokaler
Aktionsgruppen sowie Vorbereitung von Kooperatio-
nen (Teil II C)

Umsetzung von investiven Vorhaben im Rahmen der
regionalen Entwicklungsstrategie (Teil IT D)

Von der Forderung sind ausgeschlossen:
Erwerb von Immobilien,

Bau- und ErschlieBungsvorhaben in Neubau-, Ge-
werbe- und Industriegebieten, auler Bauvorhaben
von Zuwendungsempfiangern nach Nummer D.2.1.1,

Investitionen in Schulen, auler Grundschulen,

Kauf von Lebendinventar (Tiere, einjdhrige Pflanzen
inklusive deren Anpflanzung),

Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind
und nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der
forderfahigen Maflnahme stehen,

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben,

Erwerb von Produktions- und Lieferrechten sowie
von Gesellschaftsanteilen, Ablosungen von Verbind-
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs-,
Leasingkosten, Kosten fiir Mietkauf und Gebiihren
fiir eine Beratung in Rechtssachen,
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2.5.8

259

2.5.10

2.5.11

2.5.12

4.1
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Betriebs- und Folgekosten sowie Kosten fiir den lau-
fenden Betrieb von FEinrichtungen und Ersatzbe-
schaffungen,

Bewirtungsaufwendungen,

Erwerb von gebrauchten technischen Anlagen und
technischen Ausriistungsgegensténden.

Die Bewilligungsbehorde kann in begriindeten Ein-
zelfillen Ausnahmen zulassen, wenn nachfolgende
Kriterien erfiillt sind:

- Nachweis durch Antragsteller, dass die tech-
nischen Anlagen beziehungsweise Ausriistungs-
gegenstdande mit den erforderlichen technischen
Merkmalen nicht mehr hergestellt werden,

- die technischen Anlagen beziehungsweise Aus-
ristungsgegenstinde miissen den geltenden Nor-
men und Standards entsprechen,

- Vorlage einer Erkldrung des Verkdufers zum Ur-
sprung (liickenloser Nachweis, dass in den letz-
ten fiinf Jahren der Erwerb dieses Gegenstandes
weder mit nationalen noch mit Mitteln der Euro-
paischen Union unterstiitzt wurde).

Erwerb von Gegenstinden bis zu einem Wert von
410 Euro (netto) bei Vorhaben nach Nummer C.1.2
und bei Vorhaben von Zuwendungsempféngern nach
den Nummern D.2.1 bis D.2.7,

Mehrwertsteuer fiir natlirliche Personen und Perso-
nen des privaten und 6ffentlichen Rechts, die - auch
anteilig - vorsteuerabzugsberechtigt sind bezie-
hungsweise innerhalb der Zweckbindungsfrist nach
Nummer 6.3 werden. Das betrifft auch die Mehrwert-
steuer fiir pauschalierende Unternehmen nach § 24
des Umsatzsteuergesetzes.

Zuwendungsempfinger

Siehe Teil II ,,Spezifische Regelungen®.
Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forderung erfolgt in der im EPLR definierten
Fordergebietskulisse (http://www.eler.brandenburg.
de/cms/detail.php/bb1.c.363151.de) beziehungswei-

se auf Grundlage der dort formulierten Ausnahme-
regelung.

Grundlage der Forderung von Vorhaben ist die regio-
nale Entwicklungsstrategie (RES) der jeweiligen lo-
kalen Aktionsgruppe (LAG)' und die Vorlage eines
positiven Votums im Rahmen des Projektauswahl-
verfahrens der LAG fiir das jeweilige Vorhaben, au-
Ber fiir Vorhaben nach Nummer A.1.1.

http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.345743.de

43

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

5.1

5.2

53

54

54.1

542

Grundsitzlich sind nach der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) (VV zu § 44 LHO) nur solche Vorhaben
zuwendungsfihig, die noch nicht begonnen wurden.

Im Zusammenhang mit einer Investition soll vorhan-
dene Bausubstanz genutzt werden. Bei Neubau ist
der Nachweis mit einer Stellungnahme der kommu-
nalen Gebietskorperschaft zu erbringen, dass kein
geeignetes Gebédude zur Verfiigung steht.

Vorhaben der Gestaltung léndlicher Orte werden
grundsétzlich im Innenbereich des Ortes aufler bei
Einzelgehoften und Loosen oder in Streusiedlungen
gefordert.

Fiir Vorhaben zur Errichtung, Erneuerung, Herrich-
tung und Ausstattung von baulichen Anlagen zur
wirtschaftlichen oder offentlichen Nutzung ist ein
Nutzungskonzept vorzulegen.

Fiir eine Forderung von Vorhaben, die wirtschaftli-
chen Tétigkeiten dienen, ist ein Betriebs- und/oder
Betreiberkonzept, das eine Rentabilitdtsvorschau und
gegebenenfalls die letzten drei vorhandenen Be-
triebsbilanzen enthélt, vorzulegen.

Fiir Investitionsvorhaben ist eine Erkldrung zur
Ubernahme der Folgekosten durch den Betreiber/Be-
sitzer vorzulegen und die Erreichung der Nutzungs-
fahigkeit des Objektes nach Fertigstellung zu erldu-
tern.

Die Sicherung der Gesamtfinanzierung ist nachzu-
weisen.

Von Antragstellern ist der Nachweis des Eigentums
beziehungsweise des uneingeschrinkten Nutzungs-
rechtes am Gegenstand der Forderung sowie gegebe-
nenfalls der Nachweis der Rechtsfahigkeit und der
Vertretungsbefugnis zu erbringen. Bei Vorhaben,
welche die Neuerrichtung von Gebauden beinhalten,
miissen Antragstellende ihre dingliche Berechtigung
nachweisen (Grundbuchauszug).

Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

Zuwendungsart: Projektforderung
Finanzierungsart: Anteilfinanzierung
Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung

Bemessungsgrundlage, Héhe der Zuwendung:
Fiir Vorhaben nach den Nummern 2.1 bis 2.4:
Siehe Teil II ,,Spezifische Regelungen®.

Fiir nicht investive Vorhaben nach den Nummern 2.1
bis 2.3 angemessene Ausgaben fiir
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- Personalkosten unter Beriicksichtigung des er-
mittelten Stundensatzes,

- Gemeinkosten in Hohe von 15 Prozent der for-
derfahigen Personalausgaben,

- tatsdchlich entstehende Sachkosten,

die in unmittelbarem Zusammenhang mit diesen Vor-
haben stehen®.

Die zuwendungsfahigen Ausgaben vermindern sich
um die zweckgebundenen Mittel/Leistungen Dritter.

Fiir Vorhaben nach Nummer 2.2 kann der Eigenanteil
ganz oder teilweise durch Teilnehmerbeitrige darge-
stellt werden.

In dem Zusammenhang werden abweichend von
Nummer 2.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen
fiir Zuwendungen fiir aus den EU-Fonds (EFRE,
ELER, EMFF und ESF) finanzierte Vorhaben in der
Forderperiode 2014 bis 2020 (ANBest-EU) hinzutre-
tende Deckungsmittel, die tiber den Eigenanteil hi-
nausgehen, nicht anteilig, sondern in voller Hohe ab-
gezogen.

Der Eigenanteil von Korperschaften und Stiftungen
des offentlichen Rechts kann durch nationale Mittel
anderer Offentlicher Stellen dargestellt werden. Da-
bei darf es sich nicht um Beihilfen der Europdischen
Union handeln.

Eine kumulative Forderung der einzelnen Vorhaben
ist in Verbindung mit Mitteln der Denkmalpflege, der
Stiadtebauforderung, der Investitionszulage und ge-
forderten Darlehen zuldssig, wenn es sich nicht um
Beihilfen der Européischen Union handelt.

Bei Vorhaben von juristischen Personen des offent-
lichen Rechts darf die Summe der Zuwendungen
80 Prozent und bei Vorhaben von natiirlichen und
juristischen Personen des privaten Rechts darf die
Summe der Zuwendungen 50 Prozent der forderfahi-
gen Gesamtausgaben nicht iiberschreiten. Abwei-
chend hiervon ist bei Stiftungen, Vereinen und Ver-
bianden eine kumulative Forderung in Hohe von
80 Prozent der forderfahigen Gesamtausgaben mog-
lich.

In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen
Vorschriften gelten die einschldgigen Festlegungen
in den Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest)
gemall § 44 LHO (siche Erlduterungen im Vergabe-
leitfaden®). Dies gilt auch fiir allgemeine Aufwen-
dungen, unter anderem fiir freiberufliche Leistungen.

Eine Zuwendung kann nur bewilligt werden, wenn
die Zuwendung an Gemeinden/Gemeindeverbédnde

Siche Merkblatt ,,Verwaltungskosten®.

http://www.mlul.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Anl02-
Vergabeleitfaden-20160715.pdf

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

mehr als 5 000 Euro und an andere Zuwendungsemp-
fanger mehr als 2 500 Euro betrégt.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Bei der Planung, Durchfiihrung, Begleitung und Be-
wertung der Fordervorhaben sind die Barrierefreiheit
und die Auswirkungen auf die geschlechterspezifi-
schen Situationen - Bediirfnisse und Interessen von
Frauen und Ménnern - zu beriicksichtigen.

Der Zuwendungsempfanger hat in geeigneter Weise
sicherzustellen, dass die Anforderungen an Umwelt-
schutz, Ressourceneffizienz, Klimaschutz, Anpas-
sung an den Klimawandel, biologische Vielfalt, Ka-
tastrophenresistenz und Risikoprévention und Risi-
komanagement bei der Umsetzung des Vorhabens
beriicksichtigt werden.

Die Forderung nach dieser Richtlinie erfolgt unter
dem Vorbehalt des Widerrufs fiir den Fall, dass die
geforderte(n)

- unbeweglichen Wirtschaftsgiiter (Gebdude und
baulichen Anlagen) innerhalb eines Zeitraumes
von zwoOlf Jahren,

- beweglichen Wirtschaftsgiiter wie Maschinen,
Anlagen und Einrichtungen sowie Investitionen
nach Nummer D.2.8 innerhalb eines Zeitraumes
von fiinf Jahren,

- Hardware fiir die Nutzung moderner Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien inner-
halb eines Zeitraumes von fiinf Jahren

nach Abschlusszahlung an die Zuwendungsempfan-
ger verduBert oder nicht dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.

Dartiber hinaus erfolgt die Férderung, die Investitio-
nen in die Infrastruktur oder produktive Investitionen
beinhaltet, unter dem Vorbehalt des Widerrufs fiir
den Fall, dass binnen fiinf Jahren nach der Abschluss-
zahlung beziehungsweise innerhalb der Zweckbin-
dungsfrist Folgendes zutrifft:

- Aufgabe oder Verlagerung einer Produktions-
tatigkeit an einen Standort auBerhalb Branden-
burgs und Berlins,

- Anderung der Eigentumsverhiltnisse oder

- erhebliche Verdnderungen der Art, der Ziele oder
der Durchfithrungsbestimmungen des Vorha-
bens, die seine urspriinglichen Ziele untergraben.

Der Europdische Rechnungshof, die Europiische
Kommission, der Bundesrechnungshof (bei einer Be-
teiligung mit Bundesmitteln), der Landesrechnungs-
hof, das Fachministerium, die Verwaltungsbehorde
ELER, die Zahlstelle und die Bescheinigende Stelle
sowie deren beauftragte Dritte und alle an der Forde-
rung beteiligten Offentlichen Mittelgeber sind be-
rechtigt, bei dem Zuwendungsempfinger bezie-
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hungsweise bei Weiterleitung von Mitteln an Dritte
auch bei diesen zu priifen.

Der Zuwendungsempfinger ist verpflichtet, die je-
weils giiltigen Bestimmungen der EU und des Bun-
des iiber die von den Mitgliedstaaten zu treffenden
Informations- und Publizitdtsmafinahmen fiir die In-
terventionen des ELER und der GAK zu beachten.
(siche unter www.eler.brandenburg.de).

Spezifische Regelungen
Regionalmanagement nach Teil I Nummer 2.1
Gegenstand der Forderung

Regionalmanagement zur umsetzungsorientierten
Initiierung, Begleitung und Koordinierung regionaler
Entwicklungsprozesse auf Grundlage der regionalen
Entwicklungsstrategie (RES)

Von der Forderung sind ausgeschlossen:
Miet- und Mietnebenkosten sowie Biliromdbel.
Zuwendungsempfinger

Lokale Aktionsgruppen (LAG) als rechtsfahiger Zu-
sammenschluss von Akteuren im ldndlichen Raum

Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

Die Aufgaben eines Regionalmanagements sind durch
Stellen auflerhalb der 6ffentlichen Verwaltung wahr-
zunehmen.

Bemessungsgrundlage und Hohe der Zuwendung
Fiir Regionalmanagement:

- 80 Prozent der forderfahigen Gesamtausgaben,
maximal 150 000 Euro bei einem Durchfiih-
rungszeitraum von zwdlf Monaten,

- nicht mehr als 20 Prozent der durch die LAG und
ihre Akteure auf Grundlage der RES umgesetz-
ten Fordermittel.

Zuwendungsfihig sind Ausgaben zur Umsetzung des
Regionalmanagements nach Nummer A.1.1, insbe-
sondere Ausgaben fiir

- Entwicklungs- und Projektmanagement,

- Unterstiitzung von Projekttrdgern und Interes-
sierten,

- Finanz- und Fordermittelmanagement,

- Prozesssteuerung, Moderation, Forderung der
Kommunikation zwischen Beteiligten,

- Unterstiitzung von Gremien der LAG, insbeson-
dere bei der Vorbereitung von Entscheidungen,

- Offentlichkeitsarbeit.

A5

ASl

AS52

B.1

B.1.1

B.1.2

B.1.3

B.2

B.2.1

B.2.2

B.2.2.1

B.2.2.2

B.2.23

B.3

B.3.1

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Zur sachgerechten Wahrnehmung der Aufgaben des
Regionalmanagements ist der Einsatz von mindes-
tens 1,5 Arbeitskriften erforderlich®.

Uber die Arbeit des Regionalmanagements und die
Einbeziehung der Akteure in den LAG ist ein jdhrli-
cher Nachweis (Tétigkeitsbericht) zu fithren und bis
zum 28. Februar des Folgejahres dem Ministerium
fir Landliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft (MLUL), Referat ,Landliche Entwicklung®
vorzulegen.

Unterstiitzung, Sensibilisierung der lokalen Ak-
teure nach Teil I Nummer 2.2

Gegenstand der Forderung
Aktivititen zur Beteiligung der Biirgerinnen und
Biirger und Erarbeitung von Pldnen zur gemeindli-

chen Entwicklung,

Sensibilisierungs-, Schulungs- und Informationsvor-
haben,

Lokale Konzepte.

Von der Forderung sind ausgeschlossen:

- Vorhaben, die Teil von Programmen und Ausbil-
dungsgéngen im schulischen Bereich sind,

- Konzepte fiir eigenwirtschaftliche Zwecke,

- Pflege- und Bewirtschaftungskonzepte von NA-
TURA-2000-Fldchen.

Zuwendungsempfinger

Fiir Vorhaben nach Nummer B.1.1:

Gemeinden und Gemeindeverbiande

Fiir Vorhaben nach den Nummern B.1.2 und B.1.3:

Gemeinden und Gemeindeverbinde,

LAG,

gemeinniitzige juristische Personen des privaten
Rechts’.

Weitere Zuwendungsvoraussetzungen
Die Mindestteilnehmerzahl bei geférderten Informa-

tions- und Fortbildungsveranstaltungen nach Num-
mer B.1.2 liegt bei acht Personen.

Siche Merkblatt ,,Verwaltungskosten®.

Siche Merkblatt ,,Gemeinniitzigkeit®.
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Die Teilnehmer miissen ihren Wohnsitz im Land
Brandenburg haben oder im landlichen Raum Bran-
denburgs aktiv sein.

Bemessungsgrundlage und Hohe der Zuwendung
Fiir Vorhaben nach Nummer B.1.1:

bis zu 80 Prozent der forderfahigen Gesamtausga-
ben, maximal 50 000 Euro.

Fiir Vorhaben nach Nummer B.1.2:

bis zu 80 Prozent der forderfdhigen Gesamtausga-
ben, maximal 30 000 Euro.

Fiir Vorhaben nach Nummer B.1.3:

bis zu 80 Prozent der forderfahigen Gesamtausga-
ben, maximal 50 000 Euro.

Zuwendungsfahig sind Ausgaben zur Umsetzung
von Vorhaben nach den Nummern B.1.1 bis B.1.3
gemill Nummer 5.4.2.

Sonstige Zuwendungsbestimmung

Pléne zur gemeindlichen Entwicklung nach Num-
mer B.1.1 sind im Rahmen ihrer Zielsetzung mit be-
reits vorhandenen oder beabsichtigten Planungen,
Konzepten oder Strategien in der Region abzustim-
men. Der Abstimmungsprozess ist zu dokumentie-
ren. Die Dokumentation ist Bestandteil der Plane.
Nationale und transnationale Kooperationen lo-
kaler Aktionsgruppen sowie Vorbereitung von
Kooperationen gemif Teil I Nummer 2.3

Gegenstand der Forderung

Vorbereitung von Kooperationen lokaler Aktions-
gruppen

Nationale und transnationale Kooperationen lokaler
Aktionsgruppen

Von der Forderung sind ausgeschlossen:

Aktivititen gemdll Nummer C.1.1, die langer als
sechs Monate dauern,

Kooperationsvorhaben, die dem alleinigen Austausch
von Erfahrungen und Informationen dienen.

Zuwendungsempfinger

Lokale Aktionsgruppen (LAG)

Weitere Zuwendungsvoraussetzungen
Fiir Vorhaben nach Nummer C.1.1:

Vorlage einer von allen Kooperationspartnern unter-
zeichneten Absichtserkldrung

C4

C4.1

C4.2

C43

C4.4

Fiir Vorhaben nach Nummer C.1.2:

Vorlage einer Kooperationsvereinbarung, die Details
zur Umsetzung wie unter anderem Finanzierung,
Aufgabenteilung, Inhalte und Ziele beschreibt.

Vorhaben werden gefordert, wenn es sich bei den An-
tragstellern nicht um Unternehmen in Schwierigkei-
ten im Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014 handelt. Riickforderungsanord-
nungen aufgrund eines fritheren Beschlusses der
Kommission zur Feststellung der Unzuldssigkeit ei-
ner Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Bin-
nenmarkt sind vorab zu begleichen.

Bemessungsgrundlage und Hohe der Zuwendung
Bei Vorhaben nach Nummer C.1.1:

bis zu 80 Prozent der forderfahigen Gesamtausga-
ben, maximal 5 000 Euro.

Bei Vorhaben nach Nummer C.1.2:

bis zu 80 Prozent der forderfdhigen Gesamtausgaben
(Aufwendungen von Zuwendungsempfingern aus
dem Land Brandenburg).

Zuwendungsfahig sind Ausgaben zur Umsetzung
von Vorhaben nach den Nummern C.1.1 und C.1.2.

Zuwendungsfdhige Ausgaben fiir Vorhaben nach
Nummer C.1.1 umfassen insbesondere Reisekosten,
Kosten fiir Ubersetzungen und Dolmetscher, Kosten
fiir Machbarkeitsstudien.

Die zuwendungsfihigen Ausgaben fiir Vorhaben
nach Nummer C.1.2 umfassen insbesondere Sach-
kosten, anteilige Verwaltungs- und Personalkosten
sowie Ausgaben fiir Studien, Konzepte, Veranstal-
tungen, Planung, Betreuung und materielle Investi-
tionen.

Vorhaben mit materiellen Investitionen

Allgemeine Aufwendungen, insbesondere freiberuf-
liche Leistungen im Zusammenhang mit baulichen
Investitionen sind bis zu einem Hochstsatz von ins-
gesamt 20 Prozent der forderfihigen Gesamtaus-
gaben zuwendungsfahig.

Bei Vorhaben zur Forderung von wirtschaftlichen
Tatigkeiten sind die Bestimmungen der Verordnung
(EU) Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 (De-
minimis-Beihilfe) zu beachten. Danach diirfen die im
Rahmen der De-minimis-Beihilfen gewéhrten Zu-
wendungen 200 000 Euro innerhalb eines Zeitraumes
von drei Jahren je Zuwendungsempfinger nicht
iiberschreiten.

Die Forderung von Vorhaben des Erhalts des Kultur-
erbes ist gemif Artikel 53, von Vorhaben der 6ffent-
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D.1.255
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lichen Freizeit- und Tourismusinfrastruktur, der
Grundversorgung, zur Verbesserung der ldndlichen
Infrastruktur und der Dorfentwicklung ist geméal Ar-
tikel 55 und 56 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Euro-
paischen Union (AEUV) freigestellt.

Umsetzung von investiven Vorhaben im Rahmen
der regionalen Entwicklungsstrategien nach
Teil I Nummer 2.4

Gegenstand der Forderung

Vorhaben, die der Umsetzung und der Zielerreichung
der regionalen Entwicklungsstrategie dienen, insbe-
sondere einem der nachfolgenden Ziele:

- Stiarkung der regionalen Wirtschaft,

- Sicherung der o6ffentlichen Einrichtungen der
Grundversorgung,

- Erhaltung und Verbesserung der ldndlichen In-
frastruktur zur ErschlieBung der landwirtschaft-
lichen und touristischen Entwicklungspotenziale,

- Steigerung der Lebensqualitit durch Erhalt und
Entwicklung der Dorfer und Landstidte und zum
Erhalt des Kulturerbes,

- Umsetzung der Energiewende durch Einsparung/
Versorgung von/mit Wérmeenergie und zum
Ressourcenschutz,

- Stirkung der Integration der Entwicklung von
stiadtischen und ldndlichen Rdumen,

- Unterstiitzung des Engagements lokaler Akteure
und kleiner Vorhaben in kleinteiligen, lokalen
Initiativen mit dem Ziel, einen Beitrag zur sozia-
len Entwicklung auf dem Lande zu leisten®.

Von der Foérderung sind ausgeschlossen:
Vorhaben, die der Erzeugung von Strom dienen

Investitionen in Handelseinrichtungen mit einer Ver-
kaufsflache iiber 400 m? nach Fertigstellung

Gistezimmer oder Ferienwohnungen, die dauerhaft
vermietet oder privat vom Antragsteller genutzt wer-
den

Pflege- und Betreuungseinrichtungen, die dem Bran-
denburgischen Pflege- und Betreuungswohngesetz
(BbgPBWoG) unterliegen

Krankenhduser im Sinne des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes (KHG)

Investitionen fiir Belange der gesetzlichen Aufgaben
des Brand- und Katastrophenschutzes

Siche Merkblatt ,,Lokale Initiativen®.

D.1.2.7

D.1.2.8

D.1.2.9

D.1.2.10

D.1.2.11

D.1.2.12

D.1.2.13

D.1.2.14

D.1.2.15

D.1.2.16

D.1.2.17

D.1.2.18

D.1.2.19

D.1.2.20

7

Bundes-, Landes- und Kreisstralen sowie dazugeho-
rige Begleitmafinahmen

Uberregionale Radwege
Hallen-, Sport-, Thermal-, Sauna- und Erlebnisbader

Investitionen zur Unterbringung und Betreuung
straffallig gewordener Personen sowie delinquenter
Kinder und Jugendlicher

Vorhaben von landwirtschaftlichen Unternehmen’
nach Nummer D.2.1.2

Vorhaben von Zuwendungsempfangern nach Num-
mer D.2.1.2, die {iber die Gemeinschaftsaufgabe
,,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur
(GRW)* forderfahig sind

Vorhaben von Zuwendungsempfingern nach Num-
mer D.2.1 zur Vermietung/Verpachtung fiir gewerb-
liche oder Wohnzwecke, aufler im Rahmen einer tou-
ristischen Beherbergung oder Wohnungen fiir Per-
sonen, die Leistungen anerkannter Pflegedienste in
Anspruch nehmen

Innenausbau zu Wohnzwecken, aufler Ausbau von
Wohnungen fiir Personen, die Leistungen anerkann-
ter Pflegedienste in Anspruch nehmen, nach Num-
mer D.2.1

Kraftfahrzeuge (siche § 1 Absatz 2 des Strafenver-
kehrsgesetzes [StVG] und § 32 der Stralenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung [StVZO]), die nicht fiir Dienst-
leistungsangebote zur Grundversorgung genutzt wer-
den

Nutzungsabhdngige technische Anlagen und Ausstat-
tung bei Vorhaben von Zuwendungsempfangern nach
Nummer D.2.2

Investitionen fiir gastronomische Einrichtungen bei
Vorhaben von Zuwendungsempfingern nach Num-
mer D.2.4

Innenausbau bei Vorhaben von Zuwendungsempfan-
gern nach Nummer D.2.5

Mehrwertsteuer bei Vorhaben nach Nummer D.2.5,
aufler flir juristische Personen des offentlichen
Rechts oder bei 100-prozentiger eigener Wohnnut-
zung durch den Investor

Erwerb von nutzungsspezifischen Einbauten/Anla-
gen und Ausstattung bei Vorhaben des Erhalts von
Kulturerbe nach Nummer D.2.6

Siche Merkblatt ,,Regionale Wirtschaft®.
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Zuwendungsempfinger

Fiir Vorhaben zur Starkung der regionalen Wirtschaft
(Gewerbe, Handwerk, Dienstleistungstitigkeiten un-
ter anderem der Grundversorgung sowie private
Beherbergung)®?,

Natiirliche Personen und juristische Personen des
privaten Rechts

Die Zuwendungsempfianger miissen der Definition
der Kleinst- oder Kleinunternehmen gemaf3 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014, An-
hang I (Empfehlung 2003/361/EG) entsprechen.

Land- und forstwirtschaftliche Unternehmen sind als
Zuwendungsempfanger ausgeschlossen, es sei denn,
es besteht keine Fordermdglichkeit zum jeweiligen
Vorhaben nach dem Foérderprogramm ,,Einzelbe-
triebliche Investitionen in Landwirtschaftliche Un-
ternchmen®.

Natiirliche Personen und juristische Personen des
privaten Rechts als Kleinstunternehmen der Grund-
versorgung'® (gemiB GAK-Rahmenplan), auer Arz-
te, Zahnérzte, Psychotherapeuten und Apotheker

Die Zuwendungsempfinger miissen der Definition
der Kleinstunternehmen gemaf der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014, Anhang I (Empfeh-
lung 2003/361/EG) entsprechen.

Fiir Vorhaben der 6ffentlichen Grundversorgung'!

Juristische Personen des 6ffentlichen Rechts (gemaf
GAK-Rahmenplan)

Gemeinniitzige juristische Personen des privaten
Rechts'"?

Fiir Vorhaben zur Verbesserung der landlichen Infra-
struktur auflerhalb des Siedlungsbereichs (gemaf
GAK-Rahmenplan)

Gemeinden und Gemeindeverbande

Fiir Vorhaben der offentlichen Freizeit- und Touris-
musinfrastruktur'?

Juristische Personen des 6ffentlichen Rechts

Gemeinniitzige juristische Personen des privaten
Rechts'

Siche Merkblatt ,,Regionale Wirtschaft®.
Siche Merkblatt ,, Touristische Vorhaben®.
Siehe Merkblatt ,,Grundversorgung®.
Siehe Merkblatt ,,Grundversorgung®.
Siche Merkblatt ,,Gemeinniitzigkeit®.
Siche Merkblatt ,, Touristische Vorhaben®.

D.25

D.25.1

D.252

D.2.6

D.2.6.1

D.2.6.2

D.2.7

D.2.8

D.3

D3.1

D32

D33

D34

14

16

Fiir Vorhaben der Dorfentwicklung (gemifl GAK-
Rahmenplan)'

Gemeinden und Gemeindeverbinde

Natiirliche Personen und juristische Personen des
privaten Rechts

Fiir Vorhaben des Erhalts des Kulturerbes'*
Juristische Personen des offentlichen Rechts

Natiirliche Personen und juristische Personen des
privaten Rechts

Fiir Vorhaben zur Einsparung/Versorgung von/mit
Wirmeenergie fiir 6ffentlich genutzte Gebaude

Gemeinden und Gemeindeverbidnde

Fiir kleine Vorhaben lokaler Akteure und kleinteili-
ger lokaler Initiativen'’

Lokale Aktionsgruppen (LAG)
Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

Vorhaben nach Nummer D.1.1 in Verbindung mit den
Nummern D.2.2 bis D.2.6 werden gefordert, wenn es
sich bei den Antragstellern nicht um Unternehmen in
Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Absatz 18
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 handelt. Riickfor-
derungsanordnungen aufgrund eines fritheren Be-
schlusses der Kommission zur Feststellung der Un-
zuldssigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit
mit dem Binnenmarkt sind vorab zu begleichen.

Nach dieser Richtlinie werden kleine Infrastruktur-
vorhaben gefordert, wenn die Investition und der Be-
trieb/die Unterhaltung auf lokale oder regionale Be-
darfe gerichtet ist.

Fiir Vorhaben im Zusammenhang mit Grundversor-
gung'® nach Nummer D.1.1 in Verbindung mit Num-
mer D.2.1.2 beziehungsweise mit Nummer D.2.2.1
ist der Bedarf fiir die Bereitstellung des betreffenden
Gutes oder der betreffenden Dienstleistung der
Grundversorgung unter Beriicksichtigung gleicharti-
ger, bereits bestehender Einrichtungen in Ortsnéhe
durch eine Stellungnahme der jeweiligen Kommune
beziehungsweise des jeweiligen Landkreises/der je-
weiligen kreisfreien Stadt zu bestitigen.

Touristische Vorhaben haben einen Beitrag zur Um-
setzung der Tourismuskonzeption des Landes Bran-
denburg zu leisten. Dieser ist mit einer Stellungnah-
me des regionalen Tourismusverbandes darzustellen.

Siche Merkblatt ,,Gestaltung landlich geprégter Orte®.
Sieche Merkblatt ,,Lokale Initiativen®.
Siehe Merkblatt ,,Grundversorgung®.
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Investitionen zur Erhaltung ortsbildpragender Ge-
baude/Ensembles von Zuwendungsempfingern nach
Nummer D.2.5 sind zuwendungsfihig, wenn diese
vor 1960 errichtet wurden!’.

Investitionen zum Erhalt des ldndlichen Kulturerbes
von Zuwendungsempfangern nach Nummer D.2.6
sind zuwendungsfahig, wenn die Gebdude, Ensem-
bles bezichungsweise baulichen Anlagen unter
Denkmalschutz stehen!”.

Fiir Vorhaben zur Unterstiitzung des Engagements
lokaler Akteure und kleiner Vorhaben in kleinteili-
gen, lokalen Initiativen hat die beantragende LAG
einen Aktionsplan der Einzelprojekte vorzulegen,
welcher Art und Umfang der Einzelprojekte be-
schreibt und die Beteiligten benennt'®,

Die LAG hat den Nachweis der Umsetzung der Ein-
zelprojekte zu dokumentieren.

Bemessungsgrundlage und Hohe der Zuwendung
Fiir Vorhaben nach Nummer D.2.1

bis zu 45 Prozent der forderfahigen Gesamtausga-
ben, maximal 200 000 Euro (De-minimis-Beihilfe,
siche Nummer D.4.5)

Fiir Vorhaben von Zuwendungsempfingern nach
Nummer D.2.1.2 betrdgt das Mindestinvestitions-
volumen 10 000 Euro.

Fiir Vorhaben nach den Nummern D.2.2 bis D.2.7

Fiir juristische Personen des 6ffentlichen Rechts und
Stiftungen

bis zu 75 Prozent der forderfahigen Gesamtausga-
ben.

Fiir gemeinniitzige juristische Personen des privaten
Rechts"

- bis zu 75 Prozent der forderfiahigen Gesamtaus-
gaben,

- maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jah-
ren, auler Vorhaben ortsanséssiger Vereine fiir
den Breitensport und Vorhaben von Zuwen-
dungsempfangern nach Nummer D.2.6.

Siche Merkblatt ,,Gestaltung landlich geprégter Orte®.
Siche Merkblatt ,,Lokale Initiativen®.
Siche Merkblatt ,,Gemeinniitzigkeit™.

D423

D.4.3

D.4.4

D45

Fiir natiirliche Personen und juristische Personen des
privaten Rechts

bei Vorhaben nach Nummer D.2.5:

- bis zu 30 Prozent der forderfdhigen Gesamtaus-
gaben,

- maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jahren
je Zuwendungsempfinger,

bei Vorhaben nach Nummer D.2.6:

- bis zu 45 Prozent der forderfdhigen Gesamtaus-
gaben,

- maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jahren
je Zuwendungsempfinger.

Fiir kleinteilige Vorhaben der LAG nach Num-
mer D.2.8:

- bis zu 80 Prozent der forderfiahigen Gesamtaus-
gaben,

- maximal 5 000 Euro pro Einzelprojekt des Akti-
onsplans und

- je LAG maximal 50 000 Euro pro Jahr.

Allgemeine Aufwendungen, insbesondere freiberuf-
liche Leistungen im Zusammenhang mit baulichen
Investitionen sind bis zu einem Hochstsatz von ins-
gesamt 20 Prozent der forderfahigen Gesamtausga-
ben zuwendungsfahig.

Die Unterstiitzung von Vorhaben zur Férderung von
wirtschaftlichen Téatigkeiten (Nummer D.1.1 in Ver-
bindung mit Nummer D.2.1) erfolgt unter Beachtung
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 vom 18. De-
zember 2013 (De-minimis-Beihilfe) tiber die An-
wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union - AEUV.
Danach diirfen die im Rahmen der De-minimis-Bei-
hilfen gewidhrten Zuwendungen 200 000 Euro inner-
halb eines Zeitraumes von drei Jahren je Zuwen-
dungsempfanger nicht iiberschreiten.

Bei Vorhaben von Unternehmen, die der Primir-
erzeugung der in Anhang I AEUV aufgefiihrten land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse zuzuordnen sind, ist die
Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 vom 18. Dezember
2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108
AEUYV anzuwenden. Danach diirfen die im Rahmen
der De-minimis-Beihilfen gewdhrten Zuwendungen
15000 Euro innerhalb eines Zeitraumes von drei
Jahren je Zuwendungsempfinger nicht iiberschrei-
ten.

Die Forderung von Vorhaben des Erhalts des Kultur-
erbes ist gemaB Artikel 53, von Vorhaben der 6ffent-
lichen Freizeit- und Tourismusinfrastruktur, der
Grundversorgung, zur Verbesserung der ldndlichen
Infrastruktur und der Dorfentwicklung ist geméaf} Ar-
tikel 55 und 56 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014



D.4.6

D.4.7
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D51
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der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Euro-
paischen Union (AEUV) freigestellt.

Ausgaben fiir Vorhaben von Zuwendungsempfin-
gern nach Nummer D.2.1.2, die aus Mitteln anderer
offentlicher Forderprogramme gefordert werden,
diirfen nicht gleichzeitig nach dieser Richtlinie ge-
fordert werden, eine Kumulation mit Mitteln der
Kreditanstalt fiir Wiederaufbau, der Landwirtschaft-
lichen Rentenbank oder der Forderbanken der Lén-
der ist unter Einhaltung beihilferechtlicher Voraus-
setzungen moglich.

Zuwendungsfahig sind Ausgaben zur Realisierung
von Vorhaben, die der Umsetzung und der Zielerrei-
chung der regionalen Entwicklungsstrategie dienen,
diese umfassen insbesondere

- Ausgaben, die durch Kostenermittlung nach
DIN 276 untersetzt sind,

- Ausgaben fiir bauliche Anlagen, 6ffentliche Plat-
ze und Parkanlagen, Stralen und Wege, Beschil-
derung, Bepflanzungen,

- Ausgaben fiir Maschinen, technische Anlagen
sowie Einrichtungen,

- Ausgaben fiir Hardware zur Nutzung moderner In-
formations- und Kommunikationstechnologien und

- zusdtzlich fiir kleine Vorhaben kleinteiliger loka-
ler Initiativen:

- unbare Eigenleistungen im Rahmen des Eigen-
anteils von natiirlichen Personen oder juristi-
schen Personen des privaten Rechts, wenn
nachfolgende Kriterien erfiillt sind:

- Mitgliedschaft der lokalen Akteure in der
LAG oder Vorliegen einer privatrecht-
lichen Vereinbarung zur Ubernahme der
unbaren Eigenleistungen zwecks Erbrin-
gung des Eigenanteils zwischen LAG
und lokalen Akteuren,

- der Wert und die Erbringung des Beitra-
ges konnen unabhéngig bewertet und ge-
priift werden,

- der zugeschriebene Wert liegt nicht iiber
den auf dem betreffenden Markt allge-
mein {iblichen Kosten,

- im Rahmen unbezahlter Arbeit wird der
Wert dieser Arbeit unter Beriicksichti-
gung des iiberpriiften Zeitaufwandes und
des Vergiitungssatzes fiir gleichwertige
Arbeit bestimmt.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen
Spétestens mit dem Vorlegen des Verwendungsnach-

weises sind bei Vorhaben im Bereich Beherbergung
von den Zuwendungsempfangern die Nachweise der

Teilnahme an einer Qualifizierungsmafnahme und
iiber die Einbeziehung in geeignete Vermarktungs-
wege sowie innerhalb von drei Jahren nach Fertig-
stellung der Nachweis einer Klassifizierung der Ein-
richtung vorzulegen®.

D52 Abweichend zur Landeshaushaltsordnung sind bei

Fordervorhaben nach Nummer D.2.8 die zur Erfiil-
lung des Zuwendungszwecks beschafften Gegen-
stande spétestens mit dem Vorlegen des Verwen-
dungsnachweises zu inventarisieren. Die Inventari-
sierungsliste ist mit Verwendungsnachweis der Be-
willigungsbehorde vorzulegen.

Teil I Verfahren und Geltungsdauer

7.1

7.2

7.3

7.4

20
21

Verfahren
Antragsverfahren

Antrdge sind vollstindig und formgebunden beim
Landesamt fiir Landliche Entwicklung, Landwirt-
schaft und Flurneuordnung (LELF) zu stellen®".

Das Verfahren zur Auswahl der Projekte im Bereich
LEADER ist in den Regionalen Entwicklungsstrate-
gien (RES) geregelt und obliegt der Verantwortung
der jeweiligen lokalen Aktionsgruppe (LAG). Das
Auswahlverfahren von Projekten durch die LAG
muss vor der Antragstellung beim LELF abgeschlos-
sen sein.

Bewilligungsverfahren
Bewilligungsbehorde ist das LELF.
Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Fordermittel erfolgt im Wege der
Erstattung. Mit dem Auszahlungsantrag hat der Zu-
wendungsempfinger eine Ubersicht iiber die bezahl-
ten Rechnungen einschlielich der Originalrechnun-
gen und der Zahlungsbelege sowie eine Dokumen-
tation der Auftragsvergabe einzureichen.

Die Auszahlung des letzten Teilbetrages in Hohe von
10 Prozent beziehungsweise des Einmalbetrages der
bewilligten Zuwendungssumme erfolgt erst nach ab-
schlieender Priifung des Verwendungsnachweises.

Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis ist gegeniiber der Bewil-
ligungsbehorde zu erbringen.

Sieche Merkblatt ,, Touristische Vorhaben®.

Fordervorhaben nach den Nummern C.1.2 und D.1.1 in Verbindung mit den
Nummern D.2.2 bis D.2.6 bediirfen einer schriftlichen Antragstellung nach
Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.
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Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung
der Zuwendungen sowie fiir den Nachweis und die
Priifung der Verwendung und die gegebenenfalls er-
forderliche Authebung des Zuwendungsbescheides
und die Riickforderung der gewéhrten Zuwendung
gelten die VV/VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in
dieser Forderrichtlinie Abweichungen zugelassen
worden sind.

Aufgrund des Einsatzes von EU-Mitteln gelten vor-
rangig zur Landeshaushaltsordnung die einschligi-
gen europdischen Vorschriften fiir die Forderperio-
de 2014 - 2020, aus der die jeweils eingesetzten
Fondsmittel stammen. Daraus ergeben sich Beson-
derheiten insbesondere hinsichtlich der Auszahlung,
des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewahrungs-
pflichten und der Priifrechte.

Die Daten der Zuwendungsempfinger werden elek-
tronisch gespeichert und verarbeitet. Das Verzeichnis
der Beglinstigten, welche im Rahmen des Entwick-
lungsprogramms fiir den lédndlichen Raum (EPLR)
eine Finanzierung erhalten haben, wird mindestens
einmal jahrlich ver6ffentlicht?.

Kiirzungen und Verwaltungssanktionen

Bei Verstolen gegen die Einhaltung von einschligi-
gen Vorschriften der EU, des Bundes oder des Lan-
des sowie dieser Richtlinie sind Kiirzungen der Zu-
wendung oder Verwaltungssanktionen zu priifen.
Kiirzungen oder Verwaltungssanktionen werden nach
den Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 640/2014
der Kommission vom 11. Mérz 2014 zur Ergidnzung
der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europa-
ischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das
integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem und die
Bedingungen fiir die Ablehnung oder Riicknahme
von Zahlungen sowie fiir Verwaltungssanktionen im
Rahmen von Direktzahlungen, Entwicklungsmaf-
nahmen fiir den ldndlichen Raum und der Cross-
Compliance und Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 809/2014 der Kommission vom 17. Juli 2014 mit
Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems, der Mafinahmen zur Entwicklung
des ldndlichen Raums und der Cross-Compliance in
der jeweils geltenden Fassung durch die Bewilli-
gungsbehodrde vorgenommen.

Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft
und gilt bis zum 31. Dezember 2020. Mit Inkrafttre-
ten dieser Richtlinie tritt die Richtlinie des Ministeri-
ums fiir Landliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft {iber die Gewdhrung von Zuwendungen
fir die Forderung der ldndlichen Entwicklung im
Rahmen von LEADER vom 20. August 2015 (ABI.
S. 1346), die durch den Erlass vom 6. April 2016
(ABL. S. 490) gedndert worden ist, auler Kraft.

Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung der
§§ 7h, 10f und 11a des Einkommensteuergesetzes

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen

Inhalt

Vom 2. August 2017

Bescheinigungsverfahren

Fiir Vorhaben nach den Nummern C.1.2 und D.1.1 in Verbindung mit den
Nummern D.2.2 bis D.2.6:

Ab dem 1. Juli 2016 sind die Angaben nach Artikel 9 der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 auf einer nationalen oder regionalen zentralen Beihilfen-Web-
site zu verdffentlichen, soweit die Veroffentlichungsschwellen tiberschritten
werden. Auf diese Veroffentlichung wird verzichtet, da die Beihilfe in den
Geltungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 féllt und aus dem
ELER kofinanziert wird. Eine Veroffentlichung der Begiinstigten erfolgt so-
mit geméB Artikel 111, 112 und 113 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.

1.1 Beantragung der Bescheinigung

1.2 Umfang des Bescheinigungsverfahrens

2 Belegenheit des Gebédudes in einem formlich festgeleg-
ten Sanierungsgebiet oder stddtebaulichen Entwick-
lungsbereich

3 Modernisierungs- und Instandsetzungsmafinahmen im
Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 1 EStG oder andere Maf3-
nahmen im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 2 EStG

3.1 Modernisierungs- und InstandsetzungsmafBnahmen im
Sinne des § 177 BauGB (§ 7h Absatz 1 Satz 1 EStG)

3.1.1 Modernisierung

3.1.2 Instandsetzung

32 Andere Mafinahmen an Gebduden, die wegen ihrer ge-
schichtlichen, kiinstlerischen oder stddtebaulichen Be-
deutung erhalten bleiben sollen (§ 7h Absatz 1 Satz 2
EStG)

33 Wiedererrichtung eines Gebaudes

4 Festlegung des Sanierungsgebiets oder stidtebaulichen
Entwicklungsbereichs und Modernisierungs- oder In-
standsetzungsverpflichtung vor Beginn der Baumal-
nahme

5 Hohe der Aufwendungen und Inhalt der Bescheinigung

6 Zuschiisse aus 6ffentlichen Mitteln

7 Priifungsrecht der Finanzbehorden

8 Gebiihrenpflicht

9 Inkrafttreten
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Die Inanspruchnahme von erhohten Absetzungen fiir Herstel-
lungskosten oder Anschaffungskosten bei Gebduden in Sanie-
rungsgebieten und stidtebaulichen Entwicklungsbereichen
nach § 7h des Einkommensteuergesetzes (EStG) sowie die Re-
gelung tiber den Abzug von Erhaltungsaufwand nach § 1la
EStG an solchen Gebduden setzt eine Bescheinigung durch die
zustdndige Kommunalbehdrde voraus.

Entsprechendes gilt fiir die Steuerbegilinstigung nach § 10f
EStG bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebduden in Sa-
nierungsgebieten und stddtebaulichen Entwicklungsbereichen.

1 Bescheinigungsverfahren
1.1 Beantragung der Bescheinigung

Die Bescheinigung ist objektbezogen zu beantragen. Fiir Ge-
béaudeteile, die selbststindige unbewegliche Wirtschaftsgiiter
sind, sowie fiir Eigentumswohnungen und im Teileigentum ste-
hende Riume sind grundsitzlich jeweils eigenstindige Be-
scheinigungen auszustellen.

In Fillen von Bautrdger- oder Erwerbermodellen und Wohn-
und Teileigentumsgemeinschaften kann stattdessen eine Ge-
samtbescheinigung inklusive der Aufteilung auf die einzelnen
Teilobjekte ausgestellt werden, soweit die Antragstellenden
wirksam von den jeweiligen Erwerbenden bevollméchtigt wur-
den. Ist eine Gesamtbescheinigung erteilt worden, diirfen fiir
diese Erwerbenden keine Einzelbescheinigungen mehr erteilt
werden. Zur erforderlichen objektbezogenen Aufteilung der be-
giinstigten Aufwendungen vergleiche Tz 5.

Die Bescheinigung muss schriftlich von den Eigentiimern oder
Eigentiimerinnen beziehungsweise einem oder einer wirksam
Bevollméchtigten beantragt werden (Anlage 1). An eine Vertre-
tung ist eine Bescheinigung nur zu erteilen, wenn eine wirksa-
me Vertretungsbefugnis vorliegt.

1.2 Umfang des Bescheinigungsverfahrens

Das Bescheinigungsverfahren umfasst nach R 7h Absatz 4 der
Einkommensteuer-Richtlinien (EStR) die Priifung,

- obdas Gebdude in einem formlich festgelegten Sanierungs-
gebiet oder stddtebaulichen Entwicklungsbereich belegen
ist (Tz 2 und 4),

- ob Modernisierungs- und InstandsetzungsmafBnahmen im
Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 1 EStG oder andere Mafinah-
men im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 2 EStG durchgefiihrt
worden sind (Tz 3),

- in welcher Hohe Aufwendungen, die die Voraussetzungen
der Nummer 2 erfiillen, angefallen sind (Tz 5),

- inwieweit Zuschiisse aus offentlichen Mitteln durch eine
fiir Sanierungsgebiete oder stddtebauliche Entwicklungs-
bereiche zustindige Behorde bewilligt worden sind oder
nach Ausstellung der Bescheinigung bewilligt werden (ver-
gleiche Tz 6).

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in tat-
sdchlicher Hinsicht der Nachpriifung durch die Finanzbehdr-

den. Es handelt sich hierbei um einen Verwaltungsakt in Form
eines Grundlagenbescheides, an den die Finanzbehdrden im
Rahmen des gesetzlich vorgegebenen Umfangs gebunden sind
(§ 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung). Ist
jedoch fiir die Finanzbehorde offensichtlich, dass die Beschei-
nigung fiir Malnahmen erteilt worden ist, bei denen die gesetz-
lichen Voraussetzungen nicht vorliegen, hat die Finanzbehorde
ein Remonstrationsrecht, das heif3t, sie kann die Bescheini-
gungsbehorde zur Uberpriifung veranlassen sowie um Riick-
nahme oder Anderung der dem bezichungsweise der Antrag-
stellenden erteilten Bescheinigung innerhalb der Jahresfrist
(§ 48 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes [VwV{G])
nach Mafigabe des § 48 Absatz 1 VwVI{G bitten. Die Beschei-
nigungsbehorde ist verpflichtet, der Finanzbehdrde die Riicknah-
me oder Anderung der Bescheinigung mitzuteilen (§ 4 der Mit-
teilungsverordnung vom 7. September 1993, BGBI. I S. 1554).

Die bescheinigten Aufwendungen kdnnen steuerrechtlich nur
beriicksichtigt werden, wenn auch die weiteren steuerrechtli-
chen Voraussetzungen, die durch die zusténdige Finanzbehorde
gepriift werden, vorliegen (vergleiche Tz 7).

Die Bindungswirkung der ausgestellten Bescheinigung er-
streckt sich daher nicht auf diese Punkte, die einer abschliefen-
den Priifung durch die Finanzbehorde vorbehalten sind.

In die Bescheinigung ist folgender Hinweis aufzunehmen:

,Diese Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung fiir die
Inanspruchnahme der Steuervergiinstigung. Die Finanzbehérde
priift weitere steuerrechtliche Voraussetzungen, insbesondere
die Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben, als
Werbungskosten oder wie Sonderausgaben und die Zugehorig-
keit der Aufwendungen zu den Anschaffungskosten im Sinne
des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder zu den Herstellungskosten,
zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht abziehbaren Kos-
ten.*

Um den Eigentiimern frithzeitig Klarheit tiber den Inhalt der zu
erwartenden Bescheinigung zu geben, kann die Bescheini-
gungsbehorde bereits eine schriftliche Zusicherung nach § 38
VwVIG fiber die zu erwartende Bescheinigung geben. Die da-
bei zugrunde gelegten Voraussetzungen sind eindeutig darzu-
stellen.

Die schriftliche Zusicherung hat den Hinweis zu enthalten, dass
allein die zustindige Finanzbehorde priift, ob steuerlich be-
giinstigte Anschaffungs-, Herstellungs- oder Erhaltungskosten
im Sinne der §§ 7h, 10f und 11a EStG oder hiernach nicht be-
giinstigte andere Kosten vorliegen. Die Zusicherung ist keine
Bescheinigung im Sinne des § 7h Absatz 2 EStG. Sie ist nicht
zur Vorlage geeignet, um die erhdhten Absetzungen in An-
spruch zu nehmen.

Eine verbindliche Auskunft iiber die voraussichtliche Bemes-
sungsgrundlage der Steuervergiinstigung kann nur die zustandi-
ge Finanzbehdrde bei Vorliegen einer schriftlichen Zusicherung
der Bescheinigungsbehdrde unter den allgemeinen Vorausset-
zungen fiir die Erteilung einer verbindlichen Auskunft durch
die Finanzbehorden geben.
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2 Belegenheit des Gebéudes in einem formlich festge-
legten Sanierungsgebiet oder stidtebaulichen Ent-
wicklungsbereich

Das Gebidude muss in einem formlich festgelegten Sanierungs-
gebiet oder stidtebaulichen Entwicklungsbereich belegen sein
(vergleiche auch Tz 4). Aufwendungen fiir Malnahmen an Ge-
bduden in anderen Gebieten (zum Beispiel Stadt- und Dorf-
erneuerungsmafinahmen im Rahmen von Landesprogrammen
ohne Anwendung des Besonderen Stddtebaurechts des Bau-
gesetzbuches [BauGB] oder Mainahmen im Sinne der §§ 171a
bis 171e BauGB) sind nicht begiinstigt.

3 Modernisierungs- und Instandsetzungsmafinahmen
im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 1 EStG oder andere
MafBinahmen im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 2 EStG

Die Gemeinde hat zu bescheinigen, dass

- Modernisierungs- oder Instandsetzungsmafnahmen im
Sinne des § 177 BauGB (vgl. Tz 3.1) oder

- MaBnahmen, zu deren Durchfiihrung sich Eigentiimer oder
Eigentiimerinnen gegeniiber der Gemeinde verpflichtet ha-
ben und die der Erhaltung, Erneuerung und funktionsge-
rechten Verwendung cines Gebaudes dienen, das wegen
seiner geschichtlichen, kiinstlerischen oder stiddtebaulichen
Bedeutung erhalten bleiben soll (vergleiche Tz 3.2),

durchgefiihrt worden sind und die Maflnahmen den Zielen und
Zwecken der stidtebaulichen Sanierung (§ 136 BauGB) oder
Entwicklung (§ 165 BauGB) entsprechen.

3.1 Modernisierungs- und Instandsetzungsmafnahmen im
Sinne des § 177 BauGB (§ 7h Absatz 1 Satz 1 EStG)

Modernisierungs- und InstandsetzungsmaBnahmen in Sanie-
rungsgebieten oder Entwicklungsbereichen im Sinne des § 177
BauGB sind MaBinahmen, die eine Gemeinde zur Beseitigung
von Missstédnden durch ein Modernisierungsgebot und zur Be-
hebung von Méngeln durch ein Instandsetzungsgebot anordnet
(vergleiche auch Tz 4). Die Beseitigung von Missstdnden und
Behebung von Mingeln sind MafBinahmen, die den Zielen und
Zwecken der stiadtebaulichen Sanierung und Entwicklung die-
nen.

Bescheinigungsfahig sind auch Modernisierungs- oder Instand-
setzungsmaBnahmen im Sinne des § 177 BauGB, die auf Grund
einer vor Beginn der Baumafinahme abgeschlossenen schrift-
lich festgehaltenen Vereinbarung zwischen Eigentiimern oder
Eigentiimerinnen und der Gemeinde durchgefiihrt worden sind.
Bei der Vereinbarung kann sich die Gemeinde der Antrags-
unterlagen zur Genehmigung nach § 144 Absatz 1 BauGB be-
dienen. Die fehlende Vereinbarung kann nicht durch die Ertei-
lung einer Baugenehmigung oder den Genehmigungsbescheid
nach § 145 BauGB ersetzt werden.

3.1.1 Modernisierung

Durch Modernisierung zu beseitigende Missstinde liegen nach
§ 177 Absatz 2 BauGB insbesondere vor, wenn das Gebdude
nicht den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhiltnisse entspricht. Die Obergrenze fiir bauliche

Anforderungen bilden die Ziele und Zwecke der Sanierung
(§ 136 in Verbindung mit § 140 Nummer 3 BauGB) oder Ent-
wicklung (§ 165 Absatz 3 BauGB), die Vorschriften der Lan-
desbauordnungen und andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften
iiber die Mindestanforderungen an die Bauausfithrung und die
Gebdudeausstattung.

Nicht jedes Zuriickbleiben hinter den heutigen Anforderungen
begriindet dabei einen Missstand.

Den Mafistab fiir den bescheinigungsfihigen erforderlichen
Umfang der Modernisierung bilden die von der Gemeinde der
Gesamtmafinahme zugrunde gelegten Ziele und Zwecke der
Sanierung oder Entwicklung, zum Beispiel die Sicherung und
Starkung der vorhandenen Wohnfunktion in einem Stadtgebiet
durch Erhaltung von preiswertem Wohnraum oder durch not-
wendige Ergidnzung vorhandener Wohnungen (soweit dies aus
anderen Griinden nicht ausgeschlossen werden muss).

Dagegen konnen MaBinahmen in der Regel nicht génzlich be-
scheinigt werden, wenn der Gebrauchswert des Gebaudes infol-
ge der Modernisierung nach Beendigung der Maflnahmen weit
iiber diesen Anforderungen der Sanierung oder Entwicklung
liegt. So werden zum Beispiel Modernisierungsmafinahmen,
die deutlich zu einer unerwiinschten Anderung der bestehenden
Sozialstruktur (zum Beispiel sogenannte Luxusmodernisierun-
gen von Wohnungen) oder Gewerbestruktur fithren, von der
Gemeinde nur insoweit bescheinigt, als dass sie der Verpflich-
tung gegeniiber der Gemeinde entsprechen.

3.1.2 Instandsetzung

Durch Instandsetzung zu behebende Méngel im Sinne des
§ 177 Absatz 3 BauGB liegen vor, wenn durch nachtragliche
Verschlechterung des Gebédudes (zum Beispiel durch Abnut-
zung, Alterung, Witterungseinfliisse oder Einwirkungen Drit-
ter) insbesondere

- die bestimmungsgeméBe Nutzung des Gebdudes nicht nur
unerheblich beeintrichtigt wird,

- das Gebdude nach seiner dulleren Beschaffenheit das Stra-
Ben- oder Ortsbild nicht nur unerheblich beeintrichtigt
oder

- das Gebidude erneuerungsbediirftig ist und wegen seiner
stadtebaulichen, insbesondere geschichtlichen oder kiinst-
lerischen Bedeutung erhalten bleiben soll. Dafiir ist nicht
erforderlich, dass es sich um ein Baudenkmal im Sinne des
§ 2 Absatz 2 Nummer 1 und 2 des Brandenburgischen
Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) handelt.

Bescheinigungsfahig sind nur Mafinahmen, die auf die Wieder-
herstellung des baulichen Zustandes gerichtet sind, der ur-
spriinglich vorhanden war (vergleiche aber Tz 3.3). Laufende
Instandhaltungsmalinahmen sind nicht steuerlich begiinstigt.

32 Andere MaBinahmen an Gebduden, die wegen ihrer ge-
schichtlichen, kiinstlerischen oder stddtebaulichen Be-
deutung erhalten bleiben sollen (§ 7h Absatz 1 Satz 2
EStG)

Die Gemeinde muss neben der Belegenheit des Gebédudes in
einem Sanierungsgebiet oder stddtebaulichen Entwicklungsbe-
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reich bescheinigen, dass es sich um ein wegen seiner geschicht-
lichen, kiinstlerischen oder stidtebaulichen Bedeutung erhal-
tenswertes Gebdude handelt. Diese bescheinigungsfihigen
Aufwendungen flir Herstellungskosten von Maflnahmen, die
der Erhaltung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwen-
dung des Gebdudes dienen, gehen liber die Aufwendungen nach
§ 7h Absatz 1 Satz 1 EStG (vergleiche Tz 3.1) hinaus. Das Ge-
biude muss kein Baudenkmal im Sinne der jeweiligen landes-
rechtlichen Vorschriften sein. Soweit es sich bei dem Gebédude
um ein Baudenkmal handelt, ist auf die Moglichkeit der erhéh-
ten Absetzung bei Baudenkmilern nach § 7i EStG hinzuwei-
sen; im Ubrigen sind in diesen Fillen die Bestimmungen der
Denkmalschutzgesetze zu beachten.

In Betracht kommen Mafinahmen, die zur sinnvollen Nutzung
des erhaltenswerten Gebaudes objektiv und nicht nur nach den
Verhdltnissen der Berechtigten notwendig sind. Zu solchen
MaBnahmen zéhlen beispielsweise

- der Erhalt und die Erneuerung eines Gebdudes (oder Ge-
béudeteiles), das fiir die Raumbildung eines Straflenzuges
oder Marktplatzes von besonderer Bedeutung ist,

- die Umnutzung oder Umgestaltung eines Gebaudes (zum
Beispiel im Rahmen einer Konversion) oder Gebaudeteiles
(zum Beispiel im Erd- oder Dachgeschoss), zum Beispiel
wenn das Gebdude unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
sonst nicht mehr nutzbar ist oder wenn das Gebédude nach
den Zielen und Zwecken der Sanierung oder Entwicklung
eine andere Funktion erhalten soll, oder

- MaBnahmen zur notwendigen Anpassung an den allgemei-
nen Wohnungsstandard {iber die Mindestanforderungen fiir
Modernisierung im Sinne des § 177 BauGB (vergleiche
Tz 3.1.1) hinaus. Dazu gehort jedoch zum Beispiel nicht
der Einbau eines offenen Kamins oder eines Kachelofens,
wenn bereits eine Heizungsanlage vorhanden ist, oder von
Schwimmbecken, Sauna, Bar etc.

MaBnahmen zur Errichtung neuer Stellpldtze oder Garagen in-
nerhalb oder auflerhalb des Gebdudes konnen nur bescheinigt
werden, wenn sie zur sinnvollen Nutzung des Gebéudes uner-
lasslich sind. Aufwendungen fiir neue Gebaudeteile zur Erwei-
terung der Nutzfliche, zum Beispiel Anbauten oder Erweiterun-
gen, konnen nicht bescheinigt werden. Ausnahmen sind
denkbar, wenn die Aufwendungen zur sinnvollen Nutzung un-
erldsslich sind und ohne sie eine Nutzung entsprechend den
Zielen und Zwecken der stidtebaulichen Sanierung (§ 136 in
Verbindung mit § 140 Nummer 3 BauGB) oder Entwicklung
(§ 165 BauGB) objektiv und nicht nur nach den Verhéltnissen
der Berechtigten ausgeschlossen ist. Entsprechendes gilt fiir
Ausbauten, zum Beispiel des Dachgeschosses zur Erweiterung
der Nutzflache.

Bei Umnutzungen und Nutzungserweiterungen ist auch der
rechtfertigende Ausnahmetatbestand zu bescheinigen und zu
begriinden, dass die Aufwendungen zur sinnvollen Nutzung un-
erldsslich sind und ohne sie eine Nutzung entsprechend den
Zielen und Zwecken der stidtebaulichen Sanierung oder Ent-
wicklung objektiv und nicht nur nach den Verhéltnissen der
Berechtigten ausgeschlossen ist.

Entsteht durch die BaumaBnahmen ein steuerrechtlich selbst-
standiges Wirtschaftsgut, zum Beispiel eine getrennt vom Ge-

biude errichtete Tiefgarage oder AuBlenanlagen (Stralenzu-
fahrten, Hofbefestigung, Griin- und Gartenanlagen), sind die
Aufwendungen grundsétzlich nicht nach § 7h EStG begiinstigt.
Die Priifung, ob ein selbststindiges Wirtschaftsgut entstanden
ist, obliegt den Finanzbehorden (vergleiche Tz 7).

Die Kosten fiir die Installation von Photovoltaikanlagen sind
nicht beglinstigt.

Bescheinigungsfahig sind nur Mainahmen, zu deren Durchfiih-
rung sich die Eigentiimer oder Eigentiimerinnen gegeniiber der
Gemeinde vertraglich verpflichtet haben (zum Zeitpunkt der
Verpflichtung vergleiche auch Tz 4).

33 Wiedererrichtung eines Gebaudes

Der Abbau und die anschlieBende Wiedererrichtung des Gebéu-
des unter weitestgehender Wiederverwendung der alten Bautei-
le (zum Beispiel Teile der Fachwerktragkonstruktion und Dach-
deckung) ist nur dann eine bescheinigungsfihige Sanierungs-
mafnahme im Sinne des § 177 BauGB in Verbindung mit § 7h
EStG, wenn diese Rekonstruktion aus bautechnischen, sicher-
heitstechnischen oder wirtschaftlichen Griinden geboten ist.

Die Wiedererrichtung eines Gebdudes nach historischem Vor-
bild nach dem Abriss sowie der Wiederaufbau eines zerstorten
Gebéudes oder Gebdudeteiles (zum Beispiel in einer Bauliicke)
fithren nicht zu bescheinigungsfdhigen Aufwendungen nach
§ 7h EStG.

4 Festlegung des Sanierungsgebiets oder stidtebauli-
chen Entwicklungsbereichs und Modernisierungs-
oder Instandsetzungsverpflichtung vor Beginn der
Baumafinahme

Vor Beginn der Baumafinahme muss

- das Sanierungsgebiet oder der stddtebauliche Entwick-
lungsbereich formlich festgelegt sein,

- das Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot ausge-
sprochen oder die Vereinbarung abgeschlossen worden sein
(Tz 3.1).

Soweit einzelne Baumafinahmen bereits vor den oben genann-
ten Voraussetzungen durchgefiihrt wurden, kann eine Beschei-
nigung nicht erteilt werden. Die nachtrigliche Festlegung oder
Verpflichtung reicht nicht aus.

Werden das Sanierungsgebiet oder der stidtebauliche Entwick-
lungsbereich oder die Verpflichtung im Verlaufe einer Baumal-
nahme festgelegt, konnen nur die nach diesem Zeitpunkt durch-
geflihrten Mallnahmen bescheinigt werden.

Wird die dem Objekt zugrunde liegende Sanierungssatzung
wihrend der Durchfithrung der Baumafinahme oder danach
aufgehoben, ist dies fiir die Begiinstigung der bereits entstande-
nen oder noch entstechenden Aufwendungen ohne Bedeutung.
Ausschlaggebend ist alleine die formliche Festlegung als Sa-
nierungsgebiet oder stddtebaulicher Entwicklungsbereich im
Zeitpunkt des Beginns der Instandsetzungs- oder Modernisie-
rungsmalfinahme.
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Die Gemeindebehorde hat bereits bei Anordnung des Moderni-
sierungs- oder Instandsetzungsgebots oder im Rahmen der Ver-
einbarung (vergleiche Tz 3.1) hinzuweisen auf

- deren Bedeutung fiir die Erteilung einer Bescheinigung und
- das eigenstindige Priifungsrecht der Finanzbehdrden (ver-
gleiche Tz 7).

5 Hohe der Aufwendungen und Inhalt der Bescheini-
gung

Die Gemeinde hat nur tatséchlich angefallene Aufwendungen
zu bescheinigen. Dazu gehort nicht die eigene Arbeitsleistung
der Eigentiimer und Eigentiimerinnen oder die Arbeitsleistung
aus unentgeltlicher Beschéftigung. Zu den bescheinigungsfihi-
gen Aufwendungen gehoren aber die auf begiinstigte Mafinah-
men entfallenden Lohn- und Gehaltskosten fiir eigenes Perso-
nal, Material und Betriebskosten sowie Aufwendungen fiir
Arbeitsgerite. Genehmigungs- und Priifungsgebiihren gehoren
zu den Kosten der genehmigten oder gepriiften Baumafnahme.
Skonti, anteilige Beitrige zur Bauwesenversicherung oder
sonstige Abziige mindern die zu beriicksichtigenden Kosten.
Die Priifung schlie3t keine Preis- oder Angebotskontrolle ein.

Zu den bescheinigungsfahigen Aufwendungen gehdren grund-
sétzlich auch die Gemeinkosten. In Bautrdgerfillen gehoren zu
den bescheinigungsfahigen Aufwendungen auch die sogenann-
ten Funktionstrégergebiihren (zum Beispiel Kosten einer Sanie-
rungs- oder Entwicklungstragerschaft oder von Beauftragten
im Sinne der §§ 157 und 167 BauGB, Baubetreuungskosten;
vergleiche im Einzelnen Schreiben des Bundesministeriums
der Finanzen vom 20. Oktober 2003, BStBI1 I S. 546), der Ge-
winnaufschlag des Bautrdgerunternehmens, die Grunderwerb-
steuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten. Die Entschei-
dung, ob diese Aufwendungen zum Beispiel den Herstel-
lungs- oder Anschaffungskosten oder den sofort abzichbaren
Werbungskosten zuzurechnen sind, obliegt den Finanzbehor-
den. In diesen Féllen ist folgender Zusatz in die Bescheinigung
aufzunehmen:

»Zu den bescheinigten Aufwendungen gehdren Gemeinkosten,
Funktionstragergebiihren, Gewinnaufschlige des Bautrdger-
unternehmens, die Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaf-
fungsnebenkosten. Begiinstigt ist nur der Anteil, der nach den
Feststellungen der Finanzbehdrden zu den Anschaffungskosten
im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder den Herstellungs-
kosten gehort, die auf die begiinstigten Baumafnahmen entfal-
len.*

Werden Gemeinkosten, Funktionstragergebithren, Gewinnauf-
schldge des Bautrdgerunternehmens, die Grunderwerbsteuer
sowie weitere Anschaffungsnebenkosten nicht bescheinigt, ist
folgender Zusatz in die Bescheinigung aufzunehmen:

Zusdtzlich gehoren zu den begiinstigten Aufwendungen Ge-
meinkosten, Funktionstrigergebiihren, Gewinnaufschlidge des
Bautrdgerunternehmens, die Grunderwerbsteuer sowie weitere
Anschaffungsnebenkosten. Davon ist jedoch nur der Anteil be-
giinstigt, der nach den Feststellungen der Finanzbehorde zu den
Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG
oder den Herstellungskosten gehort, die auf die begilinstigten
Baumalinahmen entfallen.*

Zur hieraus folgenden Priifverpflichtung der Finanzbehérden
siehe Tz 7.

Alle Rechnungsbetrige aus den detaillierten, nachvollziehba-
ren und priiffihigen Originalrechnungen sind vom Antragstel-
ler vollstdndig nach Gewerken geordnet entsprechend dem Vor-
druck aufzulisten. Darin sind auch Angaben zum Zahlbetrag
und Zahlungsdatum der einzelnen Rechnungen sowie zum
Zeitpunkt der Ausfiihrung der Baumafinahme zu tétigen. Au-
Berdem muss daraus hervorgehen, welche der Rechnungen und
in welcher Hohe Aufwendungen aus zusammengefassten Rech-
nungen auf AuBlenanlagen entfallen und welcher Art diese Au-
Benanlagen sind. Erforderlich ist die Vorlage der Schlussrech-
nungen. Abschlagsrechnungen und Kostenvoranschldge erset-
zen keine Schlussrechnung. Kassenzettel miissen Menge, Arti-
kel und Preis eindeutig erkennen lassen.

Ist die Vorlage der Schlussrechnungen wegen der Insolvenz des
Bautrdgerunternehmens nicht moglich, kann die Bescheinigung
nur erteilt werden, wenn die begiinstigten Aufwendungen ein-
zeln nach Gewerken durch ein vom Erwerbenden vorzulegen-
des Gutachten eines oder einer Bausachverstdndigen nachge-
wiesen werden und er oder sie die Insolvenz des Bautrdger-
unternehmens glaubhaft macht. Der an das Bautrdgerunterneh-
men gezahlte Kaufpreis bildet die Obergrenze der bescheini-
gungstahigen Aufwendungen. Pauschalrechnungen von Hand-
werksbetrieben konnen nur beriicksichtigt werden, wenn das
Original-Angebot, das dem Pauschalvertrag zugrunde liegt,
beigefiigt ist. Wenn es zur Priifung der Einzelleistungen erfor-
derlich ist, kann die Vorlage der Original-Kalkulation verlangt
werden. Genehmigungs- und Priifungsgebiihren gehdren zu
den Kosten der genehmigten oder gepriiften Baumafnahme.

Die Bescheinigungsbehdrde hat zu bescheinigen, ob die dem
Bescheinigungsantrag zugrunde liegende Maflnahme durchge-
fithrt wurde und die Kosten durch Vorlage der Originalrechnun-
gen nachgewiesen wurden.

Die eingereichte Rechnungsaufstellung ist zugleich Bestandteil
der Bescheinigung (Pflichtanlage). Die Bescheinigungsbehorde
hat darauf die anerkannten Aufwendungen kenntlich zu machen.

Betreffen Baumalinahmen mehrere Sanierungs- oder Entwick-
lungsobjekte, fiir die jeweils selbststindige Bescheinigungen
auszustellen sind - beispielsweise mehrere Eigentumswohnun-
gen in einem Gesamtobjekt, vergleiche Tz 1.1 - oder fiir die
eine Gesamtbescheinigung ausgestellt wird und die Aufteilung
in einer Anlage beigefiigt ist, ist die Zuordnung der Gesamtauf-
wendungen grundsétzlich nach den vorgelegten Aufteilungs-
schliisseln vorzunehmen, sofern diese nach rein wirtschaft-
lichen Kriterien erfolgten. Andernfalls sind die Gesamtaufwen-
dungen nach den folgenden Grundsétzen auf die Einzelobjekte
aufzuteilen:

- Die das Gesamtgebdude (= Gemeinschaftseigentum, bei-
spielsweise tragende Elemente, Fassade, Dach, Treppen-
haus) betreffenden Kosten sind den eigenstindigen Gebéu-
deteilen jeweils anteilig nach dem Verhéltnis der Nutz-
flachen zuzuordnen.

- Aufwendungen, die nicht das Gesamtgebdude betreffen,
sind ebenfalls im Nutzflichenverhiltnis aufzuteilen, soweit
die Ausstattung der einzelnen Gebdudeteile identisch ist
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(beispielsweise vergleichbare Fliesen, Bodenbeldge, Sani-
térinstallationen). Weichen die Ausstattungsmerkmale - etwa
auf Grund von Sonderwiinschen der Eigentiimer oder der
Eigentiimerinnen - voneinander ab oder betreffen Baumaf-
nahmen nur eine Wohnung, ist eine direkte Zuordnung zum
Einzelobjekt vorzunehmen.

In Féllen, in denen das Bautridgerunternehmen die einzelnen
Eigentumseinheiten zu unterschiedlichen Quadratmeterpreisen
verduBert, kann eine abweichende Aufteilung in Betracht kom-
men.

Gesamtaufwendungen sind die dem Bautrdgerunternehmen in
Rechnung gestellten und an die Erwerbenden weitergegebenen
Kosten fiir Baumafinahmen.

Bei Bauherren beziehungsweise Bauherrinnen oder Erwerben-
den, die ein Bautrdgerunternehmen, eine Baubetreuung oder
ein Generalunternehmen mit der Durchfiihrung der MafBnah-
men beauftragt haben und in vergleichbaren Féllen, ist die not-
wendige Priifung der Einzelleistungen nur méglich, wenn der
Antragstellende die spezifizierten Originalrechnungen der
Handwerksbetriebe, der Subunternechmen und der liefernden
Firmen an das Bautriigerunternchmen oder Ahnliche sowie ei-
nen detaillierten Einzelnachweis iiber die Vergiitungen fiir des-
sen beziehungsweise deren eigene Leistungen vorlegt. Wenn es
zur Priifung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vor-
lage der Original-Kalkulation verlangt werden.

Bei mehrjdhrigen Baumafinahmen sind der Beginn und das
Ende der BaumaBnahmen in die Bescheinigung aufzunehmen.

Zu den bescheinigungsfihigen Aufwendungen gehort auch die
in den Rechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer. Soweit die
Umsatzsteuer als Vorsteuer abzugsfahig ist, kann die Beschei-
nigung auf Begehren des Antragstellenden auf die Nettorech-
nungsbetriage beschrankt werden. Schuldet der Bauherr bezie-
hungsweise die Bauherrin die Umsatzsteuer aus den von ihm
oder ihr bezogenen Leistungen nach § 13b des Umsatzsteuerge-
setzes (UStG), kann die von ihm oder ihr an die Finanzbehorde
abgefiihrte Umsatzsteuer in die Bescheinigung einbezogen wer-
den. Voraussetzung ist, dass die Anmeldung und Zahlung der
nach § 13b UStG geschuldeten Umsatzsteuer nachgewiesen ist.

6 Zuschiisse aus éffentlichen Mitteln

In die Bescheinigung sind die Zuschiisse aufzunehmen, die aus
Sanierungs- oder Entwicklungsforderungsmitteln (in der Regel
Stadtebauforderung) bewilligt wurden. Sanierungs- oder Ent-
wicklungsforderungsmittel sind Mittel des Bundes, der Lénder,
der Gemeinden oder der Gemeindeverbénde, die zur Forderung
der Entwicklung oder Sanierung bestimmt sind (§§ 164a und
164b BauGB). Etwaige Zuschiisse aus anderen Forderprogram-
men brauchen nicht bescheinigt zu werden.

Durch geeignete organisatorische Mafinahmen ist sicherzustel-
len, dass die Bescheinigung entsprechend § 7h Absatz 2 Satz 2
EStG (eigenstdndige Korrekturvorschrift) gedndert werden
kann, wenn solche Zuschiisse nach dem Ausstellen der Be-
scheinigung gewdhrt werden (§ 4 der Mitteilungsverordnung).
Die steuerliche Festsetzungsfrist ist insoweit unbeachtlich.

7 Priifungsrecht der Finanzbehorden
Die Finanzbehorden haben zu priifen,

- ob die vorgelegte Bescheinigung von der zustindigen Be-
scheinigungsbehdrde ausgestellt worden ist,

- ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich dem
Gebédude zuzuordnen sind,

- ob die bescheinigten Aufwendungen zu den Herstellungs-
kosten (an einem bereits bestehenden Gebdude) oder den
nach § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG begiinstigten Anschaf-
fungskosten, zu den sofort abziehbaren Betriebsausgaben
oder Werbungskosten, insbesondere zum Erhaltungsauf-
wand oder zu den nicht abziehbaren Ausgaben gehoren,

- ob weitere Zuschiisse fiir die bescheinigten Aufwendungen
gewihrt werden oder worden sind,

- obdie Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder bei einem
zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebdude wie Sonder-
ausgaben beriicksichtigt werden kdnnen,

- in welchem Veranlagungszeitraum die erhdhten Absetzun-
gen, die Verteilung von Erhaltungsaufwand oder der Abzug
wie Sonderausgaben erstmals in Anspruch genommen wer-
den kénnen und

- in welcher Hohe Gemeinkosten, Funktionstridgergebiihren,
Gewinnaufschldge, Grunderwerbsteuer sowie weitere An-
schaffungsnebenkosten angefallen sind und in welcher
Hohe diese auf die begiinstigten Maflnahmen entfallen.

8 Gebiihrenpflicht

Etwaige fiir die Erteilung der Bescheinigung angefallene Ge-
bithren gehoéren nicht zu den bescheinigungsfahigen Aufwen-
dungen.

Diese Gebiihren sind, sofern das Objekt zur Einkunftserzielung
genutzt wird, als Werbungskosten beziehungsweise Betriebs-
ausgaben abziehbar.

9 Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten am Tag nach ihrer Bekanntmachung im
Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft. Gleichzeitig werden die
Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung der §§ 7h, 10f und
11a des Einkommensteuergesetzes vom 22. Juli 1999 (ABL
S. 720) aufgehoben.
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Anlage 1

Muster fiir einen Antrag auf Ausstellung
einer Bescheinigung geméal §§ 7h, 10f, 11a des Einkommensteuergesetzes (EStG)

Anlagen

1. Pléne Bestand

2. Pléne mit Eintragung der Mainahmen

3. Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot oder Vereinbarung
4. Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Antragsteller/Antragstellerin

Name, Vorname Wohnsitzfinanzamt:
Anschrift
Telefon |

D Eigentiimer/in D sonstige/r Bauberechtigte/r D Vertretung des Eigentlimers bzw. der Eigentlimerin oder eines
bzw. einer sonstigen Bauberechtigten (Vollmacht ist beigefiigt)

1 Die MaBnahmen wurden durchgefiihrt an einem Gebdude (Gebédudeteil, der ein selbststdndiges unbewegliches Wirtschaftsgut ist

einer Eigentumswohnung oder im Teileigentum stehenden Raumen)

D in einem Sanierungsgebiet D in einem stddtebaulichen Entwicklungsbereich

Adresse des Objekts, bei einem Gebdudeteil zusétzlich genaue Beschreibung

2 Bezeichnung der Mafinahme:
(in Ubereinstimmung mit Anlage 2)

3 Abschluss bei mehrjdhrigen Baumafinahmen

Lfd. Nr. Mafnahme begonnen (Jahr) beendet (Jahr)

3a Wohn-/Nutzflichen

Vor Beginn der Baumafinahmen: Wohnflache qm Nutzflache qm
Nach Beendigung der Baumafinahmen: Wohnfldche qm Nutzflache qm
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4 Aufstellung der Kosten

743

Die Kosten sind nach Gewerken oder Bauteilen (z. B. Einbau Zentralheizung) zu ordnen und laufend zu nummerieren. Skonti und
sonstige Abziige sind vom Rechnungsbetrag abzusetzen. Bei Bedarf weitere Blatter beifligen.

Lfd. Rechnungs- | Kurzbezeichnung | Abschluss Rechnungs- | Zahlungs- | Zahlungs- | in Position Priifvermerk
Nr. datum von Gewerk oder | der betrag betrag datum enthaltene

Bauteil Mafnahme Auflenanlagen
Ubertrag

Gesamt

[

Bausachverstidndigen sowie Nachweis/Beleg fiir Insolvenz sind beigefiigt.)

]
[]

Antragsteller/Antragstellerin ist vorsteuerabzugsberechtigt.

5 Funktionstragergebiihren im Sinne des BMF-Schreibens vom 20. Oktober 2003 (BStBI I S. 546)

An die Finanzbehdrde abgefiihrte Umsatzsteuer nach § 13b UStG: ... € (Nachweise sind beigefligt)

Wegen Insolvenz des Bautrdgerunternehmens ist die Vorlage der Schlussrechnung nicht moglich (Gutachten eines bzw. einer

Gebiihren/Kosten fiir

Rechnungs-
datum

Rechnungs-
betrag

Zahlungs-
betrag

Zahlungs-
datum

Zinsen der Zwischen- und Endfinanzierung

Vorauszahlung von Schuldzinsen

Zinsfreistellungsgebiihren

Damnum, Disagio, Bearbeitungs- und Auszahlungsgebiihren

Kosten der Darlehenssicherung

Garantie- und Biirgschaftsgebiihren im Zusammenhang
mit der Vermietung bzw. Finanzierung

Gebiihren im Zusammenhang mit der Zwischen- bzw.
Endfinanzierung

Gebiihren fiir die Vermittlung des Objekts oder Eigenkapitals
und des Treuhandauftrags

Abschlussgebiihren

Courtage, Agio, Beratungs- und Bearbeitungsgebiihren
sowie Platzierungsgarantiegebiihren

Kosten der Konzeptionserstellung und Prospektpriifung

Treuhandgebiihren und Baubetreuungskosten

Preissteigerungs-, Kosten- bzw. Vertragsdurchfithrungs-
Garantiegebiihren

Vergiitungen fiir Steuer- und Rechtsberatung

Beitridge zu Sach- und Haftpflichtversicherungen

Sonstiges
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6  Generaliibernehmervertrige

ja D nein D

Wenn ja, dann

a) Eigentiimer bzw. Eigentlimerin kauft nur die Sanierungsleistung (nur Kaufpreis angeben: Angaben zu Nummern 4 und 5 sind nicht
erforderlich)

b) Gesamtkauf eines Grundstiicks mit Sanierung (Angaben zu Nummern 4 und 5 sind erforderlich)

¢) Kauf von Eigentumswohnung von einem Bautrdgerunternehmen

Liegt ein Tatbestand der Fallgruppen b oder ¢ vor, sind lediglich die erkldrten und dem Grunde nach vom Bauamt gepriiften Kosten zu
bescheinigen. Die Zuordnung dieser Aufwendungen zu den Anschaffungskosten des Grund und Bodens, den Anschaffungskosten des
Altgebdudes bzw. den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG, den Herstellungskosten bzw. Modernisierungsauf-

wendungen oder den sofort abzugsfiahigen Werbungskosten/Betriebsausgaben nimmt die zustéindige Finanzbehorde vor.

7  Zuschiisse aus 6ffentlichen Mitteln

Falls Zuschiisse aus 6ffentlichen Mitteln (z. B. Stidtebauforderung) gewiahrt worden sind, bitte hier auflisten.

Zuschussgeber bzw. BaumafBnahme Datum der Bewilligung | Betrag Datum der Auszahlung
Zuschussgeberin €

Gesamt

Summe der Kosten (Nummer 4)

abziiglich Summe der Zuschiisse (Nummer 7)

Insgesamt

Ort, Datum Unterschrift
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Anlage 2

Muster fiir die Ausstellung einer Bescheinigung
gemil §§ 7h, 10f, 11a des Einkommensteuergesetzes (EStG)

Anlagen
Pléne zur Riickgabe

Rechnungsaufstellung
Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Sehr geehrte

(Die Bescheinigungsbehorde) bestitigt, dass das Gebdude (der Gebaudeteil, der ein selbststidndiges unbewegliches Wirtschaftsgut ist,
die Eigentumswohnung oder die im Teileigentum stehenden Raume)

(Genaue Adresse des Objekts, bei Gebaudeteilen zusétzlich genaue Beschreibung:)

l:, in einem durch Sanierungssatzung vom ... formlich festgelegten Sanierungsgebiet belegen ist.
D in einem durch
- gemeindliche Satzung nach §§ 6 und 7 BauGB-MafinahmenG vom ...
- gemeindliche Satzung nach § 165 Absatz 6 BauGB
formlich festgelegten stiddtebaulichen Entwicklungsbereich belegen ist.
An dem Gebéude sind durchgefiihrt worden:
l:, Modernisierungsmafnahmen im Sinne des § 177 BauGB
D InstandsetzungsmaBnahmen im Sinne des § 177 BauGB
D MaBnahmen, die der Erhaltung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwendung eines Gebdudes dienen, das wegen seiner
l:, geschichtlichen,
D kiinstlerischen oder
D stddtebaulichen
Bedeutung erhaltenswert ist.

Der Durchfithrung der Malinahme lag zugrunde:

Modernisierungsgebot vom ...
Instandsetzungsgebot vom ...

l:, eine Vereinbarung zwischen den Antragstellenden und der Gemeinde vom ...
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Die hieran in der Zeit vom ... bis ... durchgefiihrten Maflnahmen (konkrete Bezeichnung/Beschreibung der Baumafinahme) haben zu
Aufwendungen von ... € einschlieBlich/ohne Umsatzsteuer gefiihrt.

Die Aufwendungen sind in dem anliegenden Verzeichnis der Kosten, das Bestandteil dieser Bescheinigung ist, gekennzeichnet. Die

Kosten sind durch die Originalrechnungen nachgewiesen worden. Die Baumainahmen wurden vor Beginn mit der Gemeinde abge-
stimmt.

Die Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung fiir die Inanspruchnahme der Steuervergiinstigung. Die Finanzbehdrde priift wei-
tere steuerrechtliche Voraussetzungen, insbesondere die Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben, als Werbungskosten
oder wie Sonderausgaben und die Zugehorigkeit der Aufwendungen zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3
EStG oder zu den Herstellungskosten, zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht abziehbaren Kosten.

D Zu den bescheinigten Aufwendungen gehdren Gemeinkosten, Funktionstragergebiihren und/oder Gewinnaufschlége des Bautré-
gers, die Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten. Begiinstigt ist nur der Anteil, der nach den Feststellungen
der Finanzbehorden zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder den Herstellungskosten gehort, die
auf die begiinstigten Baumafinahmen entfallen.

D Zusitzlich gehoren zu den begiinstigten Aufwendungen Gemeinkosten, Funktionstriagergebiihren, Gewinnaufschldge des Bautri-
gers, die Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten. Davon ist jedoch nur der Anteil begiinstigt, der nach den
Feststellungen des Finanzamtes zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7h Absatz 1 Satz 3 EStG oder den Herstellungskosten
gehort, die auf die begiinstigten Baumafinahmen entfallen.

Fir die durchgefiihrte BaumaBnahme (konkrete Baumafinahme/Beschreibung der MafBinahme) wurden
aus offentlichen Mitteln

D Zuschiisse von insgesamt € gewiihrt, davon wurden
bewilligt € am , ausgezahlt € am
bewilligt € am , ausgezahlt € am

D keine Zuschiisse gewdhrt.

Werden solche Zuschiisse nach Ausstellung der Bescheinigung bewilligt, wird diese entsprechend gedndert und der Finanzbehorde
Mitteilung hiervon gemacht. Im Ubrigen bleibt der Empfiinger oder die Empfingerin verpflichtet, fiir die MaBnahme vereinnahmte
oder bewilligte Zuschiisse aus 6ffentlicher Kasse in seiner bzw. ihrer Steuererklarung der Finanzbehorde anzugeben, da sie zu einer
Minderung der beriicksichtigungsfiahigen Aufwendungen fiihren.

Es liegt eine Nutzungserweiterung oder Umnutzung vor.
Aus folgenden Griinden ist sie ausnahmsweise forderfahig (vgl. Tz 3.2 der Bescheinigungsrichtlinien):

Ergénzende Bemerkungen:
Diese Bescheinigung dient zur Vorlage bei der Finanzbehdrde (und ist gebiihrenpflichtig).
(Rechnung und Uberweisungsformular liegen bei.)

- Rechtsbehelfsbelehrung -

Mit freundlichen Griilen

Im Auftrag
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Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen
in 03172 Schenkendobern OT Sembten und
in 03172 Guben OT Grof} Breesen

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 22. August 2017

Die Firma Prokon Regenerative Energien eG, Kirchhoffstra-
Be 3 in 25524 Itzehoe beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grund-
stiicken in der Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiicke 230,
457 und 470 drei Windkraftanlagen sowie in der Gemarkung
Guben, Flur 1, Flurstiicke 243 und 246 eine Windkraftanlage zu
errichten und zu betreiben.

Fiir das Vorhaben ist die Durchfiihrung einer Umweltvertrig-
lichkeitspriifung vorgesehen.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von vier Windkraftanlagen des Typs Vestas V126 mit
einem Rotordurchmesser von 126 m, einer NabenhShe von
137 m (Gesamthdhe von 200 m) und einer elektrischen Leis-
tung von je Anlage 3,45 MW. Die geplanten Anlagenstandorte
befinden sich auf Forstflichen.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 2. Quartal des Jahres
2018 vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 30. August 2017
bis einschlieflich 29. September 2017 im Landesamt fiir Um-
welt, Genehmigungsverfahrensstelle Stid, Von-Schon-Stralie 7,
Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus, im Bauamt der Gemeinde
Schenkenddbern, Gemeindeallee 45 in 03172 Schenkenddbern,
im Servicecenter der Stadt Guben, Gasstrafle 4 in 03172 Guben
sowie im Bauamt des Amtes Neuzelle, Bahnhofstralie 22, Zim-
mer 20 in 15898 Neuzelle ausgelegt und konnen dort wihrend
der Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen
zur Priifung der Umweltvertriaglichkeit, insbesondere Angaben
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
derméuse, Reptilien, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine
naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 30. August 2017 bis einschliefilich
13. Oktober 2017 schriftlich oder elektronisch beim Lan-
desamt fiir Umwelt, Genechmigungsverfahrensstelle Siid, Post-
fach 60 10 61 in 14410 Potsdam, beim Bauamt der Gemeinde
Schenkendobern, Gemeindeallee 45 in 03172 Schenkenddbern,
im Servicecenter der Stadt Guben, Gasstrafle 4 in 03172 Guben
oder im Bauamt des Amtes Neuzelle, Bahnhofstrafie 22, Zim-
mer 20 in 15898 Neuzelle unter Angabe der Registriernum-

mer 40.013.00/16/1.6.2V/T12 erhoben werden. Mit Ablauf
dieser Frist sind fiir das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 6. Dezember 2017 um 10 Uhr
im Saal der Interkulturellen Stitte, Lindenstrafle 4 in
03172 Schenkendobern OT Sembten erortert. Kann die Er-
orterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der
Erorterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es
wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erho-
benen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erortert
werden. Gehen keine form- und fristgerechten Einwendungen
ein, entfillt der Erdrterungstermin.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgemifien Durchfithrung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der
Entscheidung itiber die Einwendungen kann durch offentliche
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgdnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBI.1S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 18. Juli 2017 (BGBL. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBL. I S. 1298)

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 Absatz 14b des Gesetzes
vom 20. Juli 2017 (BGBL I S. 2808)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer BHKW-Anlage in 15741 Bestensee

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 22. August 2017

Die Firma pure power GmbH & Co. KG, Boschstralie 12 - 14
in 89079 Ulm, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stiick in der Mozartstrale (neben dem Heizkraftwerk) in
15741 Bestensee, in der Gemarkung Bestensee, Flur 5, Flur-
stiick 55 eine BHKW-Anlage, bestehend aus drei BHKW, zu
errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2.2.2V
des Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.2.2.2 S der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltver-
traglichkeitsprifung (UVPQG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabentriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar.
Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBL. I S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 18. Juli 2017 (BGBL I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBL. I S. 1440)

Gesetz liber die Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 Absatz 14b des Gesetzes
vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir die temporire Umverlegung der Ablaufleitung
der Klidranlage Marienwerder und die temporire
Anlage eines Wasserbeckens zum Zweck des
Durchschwimmens des Saugbaggers in das
angrenzende Erweiterungsfeld

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 3. August 2017

Die Sand+Kies Union GmbH Berlin-Brandenburg plant im
Rahmen der Erweiterung des Kiessandtagebaus Ruhlsdorf die
temporidre Umverlegung der Ablaufleitung der Kldranlage Ma-
rienwerder und die tempordre Anlage eines Wasserbeckens zum
Zweck des Durchschwimmens des Saugbaggers in das angren-
zende Erweiterungsfeld. Dafiir ist die tempordre Umverlegung
der ca. 100 m langen Ablaufleitung und die temporére Anlage
eines ca. 20 m x 25 m x 2 m grofen Durchschwimmbeckens
erforderlich. Nach erfolgtem Durchschwimmen des Saugbag-
gers wird der Durchschwimmbereich mit tagebaueigenem Ab-
raum verflillt, die entfernte Ablaufleitung wieder eingesetzt und
der zwischengelagerte Oberboden wieder aufgetragen. Es ist
geplant, das Vorhaben in einem Zeitraum von 4 bis 6 Wochen
durchzufiihren.

Da die Feststellung zur Priifung der UVP-Pflicht bis zum
15. Mai 2017 eingeleitet wurde, gelten fiir diese Feststellung
die bisher anwendbaren Vorschriften (§ 74 UVPG vom 20. Juli
2017). Vor Zulassung des Antrags hat das Landesamt fiir Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalls gemil § 3e Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit
§ 3¢ UVPG (in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Feb-
ruar 2010, zuletzt gedndert durch Artikel 12 des Gesetzes vom
27. Juni 2017 [BGBL. I S. 1966], ohne die Anderung durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 [BGBI. I S. 2808] mit
Wirkung vom 29. Juli 2017) auf der Grundlage des § 57 ¢
BBergG in Verbindung mit § 1 b) aa) UVP-V Bergbau durchge-
fiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
bentragerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist gemdf3 § 3a Satz 3 UVPG nicht selbst-
stindig anfechtbar. Die Begriindung dieser Entscheidung und
die zugrunde liegenden Antragsunterlagen einschlieBlich Kar-
tenmaterial konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
(0355 48640-321) wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstralie 26,
03046 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:
- Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriiffung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), gedndert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27. Juni
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2017 (BGBL. I S. 1966), ohne die letzte Anderung durch
Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I
S. 2808) mit Wirkung vom 29. Juli 2017

- Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBIL. I S. 1310),
zuletzt gedndert durch Artikel 6 Absatz 4 des Gesetzes vom
1. Juni 2017 (BGBL I S. 1396)

- Verordnung tiber die Umweltvertrédglichkeitspriifung berg-
baulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13. Juli 1990
(BGBL. I S. 1420), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 4. August 2016 (BGBI. I S. 1957)

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,380-kV-Freileitung
Preilack-Streumen, Erhohung der
Verkehrssicherheit, standortgleicher Tausch
von 6 Masten*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 7. August 2017

Die 50Hertz Transmission GmbH (50hertz) plant, folgende
Masten standortgleich durch neue Masten zu ersetzen:

- Maste 71 und 72, Gemarkung Krieschow, Landkreis Spree-
Neille;

- Maste 129 und 130, Gemarkung Altdobern, Landkreis
Oberspreewald-Lausitz;

- Maste 190 und 191, Gemarkung Doberlug-Kirchhain,
Landkreis Elbe-Elster.

Damit soll den Zuverlédssigkeitsanforderungen gemifl VDE-
Anwendungsregel VDE-AR-N 4210-4 an die Standsicherheit
fiir bestehende Stiitzpunkte von Freileitungen im Bereich wich-
tiger Infrastrukturen und Kreuzungen entsprochen werden.

Auf Antrag der 50hertz vom 27.07.2017 hat das Landesamt fiir
Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine Einzelfallpriifung durch-
gefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Wesentliche Griinde fiir die Entscheidung (entsprechend §§ 9
Absatz 2, 5 Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 3 UVPG) sind:

- Es handelt sich um einen punktuellen standortgleichen
Austausch von 6 Masten.

- Natiirliche Ressourcen werden nicht {iber das bestehende
MaB hinaus genutzt.

- Esist eine 6kologische Baubegleitung vorgesehen.

- Es sind keine besonders geschiitzten Gebiete betroffen.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
bentrégerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststdndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschlieBlich Kartenmaterial konnen nach
vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-322) wih-
rend der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie und
Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstrae 26, 03046 Cottbus, einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen:

- Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 7. Juli 2005 (BGBI.
[S.1970,3621), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 23. Juni 2017 (BGBI. I S. 1885)

- Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 Absatz 14b des Ge-
setzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808)
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes
Forst Brandenburg, Oberforsterei Luckau
Vom 1. August 2017

Der Antragsteller plant im Landkreis Dahme-Spreewald, Ge-
markung Treppendorf, Flur 2, Flurstiick 141 die Erstauffors-
tung gemdh § 9 LWaldG' auf einer Flache von 2,6814 ha (An-
lage Mischwald mit Waldrandgestaltung).

Gemaf Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG? ist
fiir geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorpriifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz2 UVPG
durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterla-
gen vom 26. Juni 2017 Az.: LFB 20.06 7020-6/01/05/08/03/17
durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Un-
terlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung un-
ter der Telefonnummer 03544 557300 wiahrend der Dienstzeit
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Luckau,
Nordpromenade 19, 15926 Luckau eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom
20. April 2004 (GVBL. I S. 137) in der geltenden Fassung

2. Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBL. I S. 94) in der geltenden Fassung

BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Bekanntmachung
des Mitteldeutschen Rundfunks
iiber das Telemedienkonzept ,,KiKA Telemedien*

Vom 21. Juni 2017

Es wird darauf hingewiesen, dass das Telemedienkonzept
. KiKA Telemedien® im Séichsischen Amtsblatt Nr. 24/2017
vom 15. Juni 2017, S. 792 ff gemél § 11 f Absatz 7 Satz 2 des
Rundfunkstaatsvertrages vom 31. August 1991, zuletzt geédn-
dert durch Artikel 1 des Neunzehnten Staatsvertrages zur Ande-

rung rundfunkrechtlicher Staatsvertrige vom 3. Dezember
2015 (GVBI. 2016 1INr. 16), veroffentlicht worden ist.

Leipzig, 20. Juli 2017

Mitteldeutscher Rundfunk

Prof. Dr. Karola Wille
Intendantin
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spater als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spétestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserldses dem Anspruch des Glau-
bigers und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiick-
sichtigt.

Es ist zweckmaBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erkldrung auch zur Niederschrift
der Geschéftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 17. Oktober 2017, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Wahrenbriick Blatt 362 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur- Wirtschaftsart und Lage Grofle
stiick
1 2 110 Gebaude- und Freifliche, 559 m?

Zinsdorfer Str. 3

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstiick bebaut mit einem
Wohnhaus (Bj. ca. 1982) mit Anbau, unterkellert, und 3 Rei-
hengaragen.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 21.10.2016.

Der Verkehrswert wurde gemidl3 § 74a Absatz 5, § 85a ZVG
festgesetzt auf 49.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 46/16

Teilungsversteigerung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Dienstag, 17. Oktober 2017, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 3526 eingetragene Grundstiick;
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur- Wirtschaftsart und Lage GrofBle
stiick
2 6 630  Gebiude-und Freifldche, 215 m?

Leipziger Strafle 56

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: unbebautes Grundstiick, Brach-
fliche bzw. Bauliicke, gelegen in der Leipziger Strafle 56.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 07.03.2017.

Der Verkehrswert wurde gemidl3 § 74a Absatz 5, § 85a ZVG
festgesetzt auf 4.500,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 24/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 17. Oktober 2017, 15:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Beyern Blatt 266 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur- Wirtschaftsart und Lage GroBe
stiick
1 2 28/1 Gebédude- und Freifliche, 3.160 m?

Landwirtschaftsflache,
Hauptstr. 37

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstiick bebaut mit einem
Wohnhaus (Bj. 1937, erweitert und modernisiert), einem Ne-
bengebdude (Stallgebdude) und einer Scheune; gelegen in der
Hauptstralie 37.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 21.03.2016.

Der Verkehrswert wurde geméll § 74a Absatz 5, § 85a ZVG
festgesetzt auf 77.100,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 13/16
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Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 12. Oktober 2017, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder, Miillro-
ser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Briesen
Blatt 33 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Briesen, Flur 1, Flurstiick 254, GroB3e:

523 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.12.2016 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemidf3 § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 119.000,00 EUR.

Postanschrift: Privatstrafle 14, 15518 Briesen
Bebauung: Wohnhaus mit Anbau
Geschifts-Nr.: 3 K 113/16

Terminsbestimmung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft sollen am

Dienstag, 17. Oktober 2017, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, folgende Grundstiicke versteigert
werden:

1) die Grundstiicke; Bezeichnung geméaf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Erkner, Flur 6, Flurstiick 45/1, Land-
wirtschaftsfliche, Wasserfliche, An der Miiggelspree, Grofe:
3.600 m?

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Erkner, Flur 6, Flurstiick 45/2, Landwirt-
schaftsfliche, An der Miigelspree, Grofie: 6.100 m?
eingetragen im Grundbuch von Erkner Blatt 4405

2) das Grundstiick; Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Erkner, Flur 6, Flurstiick 44, Landwirt-
schaftsfliche, An der Miiggelspree, Grofie: 5.850 m?
eingetragen im Grundbuch von Erkner Blatt 890

3) das Grundstiick; Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Erkner, Flur 6, Flurstiick 47, Land-
wirtschaftsfliche, Wasserfliche, An der Miiggelspree, GroBe:
34.960 m? eingetragen im Grundbuch von Erkner Blatt 1355

Die Versteigerungsvermerke sind in die genannten Grund-
blicher am 25.04.2016 (Blatt 4405) und am 27.04.2016
(Blatt 890 sowie Blatt 1355) eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemidll § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

1) Blatt 4405 1fd. Nr. 2: 828,00 EUR

2) Blatt 4405 1fd. Nr. 3:  1.403,00 EUR

3) Blatt 890 Ifd. Nr. 1:  1.640,00 EUR
4) Blatt 1355 Ifd. Nr. 1: 10.000,00 EUR.

Nutzung: Griinlandflachen
Postanschrift: ohne
AZ:3K 47/16

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 18. Oktober 2017, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Fiirsten-
walde/Spree Blatt 3667 cingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Fiirstenwalde/Spree, Flur 41, Flur-
stiick 28, Grofle: 11.727 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.02.2016 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif3 § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 85.000,00 EUR.

Nutzung: Einfamilienhaus
Postanschrift: Buschgarten 17, 15517 Fiirstenwalde/Spree
Geschifts-Nr.: 3 K 14/16

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 18. Oktober 2017, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Trebbin Blatt 2208 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 10, Gemarkung Trebbin, Flur 2, Flurstiick 365, Nuthe-
strale 28, 29, Gebidude- und Freifliche, Wohnen,
Grofle 875 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 52.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
09.01.2017 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14959 Trebbin, Nuthestral3e.
Es ist unbebaut und gehort zum Wohnpark ,,Am Miihlengra-
ben®.

Die ndhere Beschreibung kann im Amtsgericht Luckenwalde,
Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17K 114/16
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Sonstige Sachen

Amtsgericht Neuruppin

Grundbuchsache ~Amtsgericht Neuruppin  Heinrichsdorf
Blatt 255

Bekanntmachung wegen bevorstehender
Grundbuchanlegung

Fiir das Grundstiick von

Gemarkung | Flur Wirtschaftsart/ Grofie
Flurstiick | Lage

Heinrichsdorf | FIL. 6 Laub- und
Flst. 5/25 | Nadelholz

25.023 m?

verzeichnet im Bestandsblatt Nummer 255 von Heinrichsdorf
des Katasteramtes Ostprignitz-Ruppin wurde bislang kein
Grundbuchblatt angelegt.

Das Grundbuchamt Neuruppin beabsichtigt nunmehr, gemaf
§§ 116 ff. GBO ein Grundbuchblatt fiir dieses Grundstiick an-

zulegen.

Als Eigenbesitzer wurden ermittelt:

1. Eva Helga Helene Hinkelmann geb. Dréger,
geboren am 23.05.1933,

2. Norbert Siegfried Hinkelmann,
geboren am 01.01.1956,

3. Clarissa Eva Helene Nespethal geb. Hinkelmann,
geboren am 16.12.1954,

4. Martina Marianne Last geb. Hinkelmann,
geboren am 05.09.1963.

Einzutragende Rechte in Abteilung II und I11:
keine.

Die Anlegung des Grundbuchblattes flir das vorgenannte
Grundstiick mit den vorgenannten Personen als Eigentiimer er-
folgt nach Ablauf von 6 Wochen, gerechnet ab dem Tage des
Aushanges.

Weitere Personen, die das Grundstiick als Eigentum fiir sich be-
anspruchen bzw. Rechte daran, werden aufgefordert, sich inner-
halb dieser Frist beim Grundbuchamt zu melden bei gleichzei-
tiger Glaubhaftmachung ihrer Anspruche, da widrigenfalls ihr
Recht bei der Anlegung des Grundbuches nicht beriicksichtigt
wird.

Neuruppin, den 07.07.2017

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gliubigeraufruf

Auf der Mitgliederversammlung vom 05.07.2016 wurde der
Beschluss gefasst, den Verein ,,Seniorentheater Spétlese e. V.
mit Sitz in Frankfurt (Oder) - VR 218 FF - zum 30.11.2016
aufzuldsen.

Die Eintragung in das Vereinsregister erfolgte am 06.07.1991
im Amtsgericht Frankfurt (Oder).

Gemal § 50 BGB wird hiermit die Vereinsauflosung 6ffentlich
bekannt gegeben.

Als Liquidatoren werden berufen:
Herr Klaus Lehmann

Winzerring 12
15236 Frankfurt (Oder)

Frau Inge Kleinitz
Finkensteig 6
15234 Frankfurt (Oder)



754 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 34 vom 23. August 2017



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 34 vom 23. August 2017 755



Amtsblatt fiir Brandenburg

756 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 34 vom 23. August 2017

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrigt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zuléssig; sie muss bis spétestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universititsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Golm, Karl-Liebknecht-Strafie 24 - 25, Haus 2,
14476 Potsdam, Telefon 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veroffentlichungsblitter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (auBer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
	BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
	BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
	NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN


